
1. 

Protokoll 
------------ 

über die Sitzung des Landtages vom 16. Mai 1929, vorufititaý; s 9 Uhr. 

Gegenwärtig-. Sämtliche Abgeordneten mit Ausnahme vom Präsidenten 

Frocimelt, der sich entschuldigt hat. 

Regierungschef: Dr&Hoop. 

Schriftführer : Anton Seger. 

1'1 Gesetz betreffend die Sparkassa für das Fürstentum Liockitenst©in. 

2") Gesuch der Sennereigenossenschaft i+iauren um einen ]Beitrag zu 

, 
Ta, a QSOrdnun�ý_ 

S') Gesuch des ]Rostmeisters Meier in Eschen um RUckereetz der Telefon- 

den Kosten der So'nnereieinrichtung. 

installationskosten. 

Kurvenerweiterung auf der Strasse Sarsina-Kirche bis Samina und 

Anlage von 3 Ausstellplätzen, Gesamtkosten oa. Fr 3000. 

b') Hebung des Finanzerhäusohens auf der Rheinbrücke Schaan, Uebernah- 

me der Kosten im Betrage von Fr 300. - bis Fr 400. - auf das: Land. 

6") Geschäftsbericht für die Jahre 1927 und 1928 der Spar- und 

Leihktisse für das Fürstentum Liechtenstein. 

7") Auslegung der Verfassungsbestimmungen bezüglich der Rechtswirkung 

der Auflösung des Landtages gegenüber der beschwerdeinstanz,: und 

? iber weitere damit zusammenhängende Verfassun gsfragen. 
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Prommelt sich für die heutige Sitzung entsohuldigte, da er verreise 

undan der heutigen Sitzung nicht teilnehmen könne, und ihn ersucht 

habe bei der Sitzung den Vorsitz zu übernehmen. 
z u 'Punkt 1 der Ta ýesordnuna: 
ý"1tarti uuer ale Abänderungen im Gegenratze zum ; früheren Spar$assa- 

& setze auf. 
denlt: frägt an, ob man nun den vorliegenden Entwurf Sies f'leuez Spar- 

kiassagesetzes Punkt für Punkt durchnehmen soll, 
rb wird noch angefragt wegen des Protokolles der 3. 'etzten Iandtags- 
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2. 

Sit--ung. 
Chef; 

erklc; ir t, dass sich das Protokoll noch beim Präsidenten Prorýraelt 

befinde, der vor seiner Abreise offenbar auf dasselbe vergessen 

habe. Wenn es die Herren Abgeordneten wiznschten, könne man versuchen, 

dasselbe in Triesen noch vielleicht zu bokommen, sonst könne man 

dasselbe das nächste Mal verlesen. 
ýg1dent: ist für die Verlesung bei der nächsten Sitzung. 

. uuohel. 
(derr den Antraf; auf Verlesung stellte) Ist auch damit einverstan- 

den. 

Zura Sparkassagesetze sind einige Abgeordnete der Meinung, man solle 

Rc den ganzen vorliegenden Entwurf zuerst ganz zur Verlesung 

bringon, was dann durch den Protokollführer geschieht. 
ýýuaent: 

fair kommen nun zur zureiten Lesung.. ls wird das beste sein, vilr lesen 

d6B heutigen Entwurf und das frühere Gesetz Punkt für Punkt nebenein 

ander( vergleichend) durch, dann sieht man, was abgeändert wurde, und 

man kann dazu dann Stellung nehmen. 

klärt vorweg auf, dass sich schon in der Finanzkommission eine län- 

gere Debatte über den Titel entspann, den das neue Sparkussagesetz 

erbalten solle und man habe sich dann entschlossen im Gesetzestitel 

die Worte " und Leihkasse " im Gegensatze zum früheren Gesetze 

zu stref: iobhn, sodass also der Titel des Gesetzes einfach lautet: 

Gesetz vom ....... betreffend die Sparkassa für das ? Fürstentum` Liech- 
n 

t nstein, aber man solle sich hierüber nur äussern, man könne den 

; 'Titel immer noch ändern. 

dý t: eint, dass man die beiden Worte " und Loihkasse" auch hineinnehmen 

solle, da die Sparkassa nicht nur für Einleger bestimmt sei, sond`ern 

auch zum Geldausleihen. 

beantragt, man solle die neue Fassung wtihlen, um das Vertrauen 

zu e. Ywegken nach all dem Vorangegangenen. 
im 

Jm neuere Gesetze, Art. l. sind auch die/frühem Gesetze in Art. l. 

enthaltenen Worte: "Liechtensteinfis che Landesbank mit unbes ohrink- 
ter Laddesgarantie " gestrichen. ý i 

,, Joh Wäre, für die heutige Dasaung der Gesetzesüberschriflit, uber 
im Ar'tikbl 1 nach den Worten : "Die Sparkassa für das, Fü rstent. lm 
Liechtenstein " würde ich noch einfügen in Klammer " (I, d_ P nh tAns tai nx 
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3. 

an er . 

sehe Landesbank " sodass der erste Satz des Artikels 1 dann 

lauten würde: "Die Sparkasse für das Fürstentum Liechtenstein 

( Liechtensteinische Lndesbunk) ist eine Anstalt des öffent- 

lichen Rechtes u. s. w. Diese Fassung wäre z. B. für den Telegramm- 

Verikehr gut, raan könnte einfach telegrafieren: Landesbank Vaduz. 

Joh möchte bloss fragen, die Aufgaben der Anstalt sind in Art. 1 

unter a) b. c. ) d. ) aufgefiihrt. Eine Laie hat den Eindruck es sei- 

en künftig fast alle Bankgeschäfte ausgesohlossen, dann wäre näm- 

lich der Titel Landesbank " verfehlt. 
rt , .-- 

�V 
-- -- -- 1n dieser Hinsicht auf und führt u. a. aus , 
das s jedes Hypothekar 

schäft ein Bankgeschäft sei und dass die meisten Danken eben 

E: it Hypotheken arbeiten. Die Besorgung des Zahlungsverkehrs sei 

ein ausgesprochenes Bankgeschäft u. s. w. 
nur Jch habe die Bankgeschäfte nur in dem Sinne vermeint, wie sie die 

Kasse früher ausgeübt hat, wweitere keine. 

Es wird sodann über den Antrag des Herrn Regierungschefs in 

Art. 1 zwischen den Worten: Die Sparkassa für das Fürstentum 

Liechtenstein" und den Worten: " ist eine Anstalt des öffentlichen 

Rechtes"u. s. w. noch die Worte "Liechtensteinische Landesbank " 

in Klammern einzufügen, abgestimmt. 

Ergebnis der Abstimmung: 10 Abgeordnete dafür . 

ite Abstimmung erfolgt nun Punkt für Punkt i"eiF in allen Artikeln 

die im Gegensatze zum früheren Gesetze Aenderungen aufweisen, wor- 
dann 

ber /herr Reg. Chef Dr. Hoop noch besonders referiert. 

Abstimmung über Artikel 2 des neuen Entwurfes: 

Ergebnis: 10 dafür. 

Abstimmung über Artikel 3: 

Ergebnis: 10 dafür. 

Zu Art. 6 klärt Regierungschef auf, dass im zweiten Abs atz e im 

Gegensatze zum früheren Gesetze die Worte aufgenommen wurden: "So- 

ferne der Stifter nichts anderes verfügt. " Man habe infrüheren 

Jahren eben mit IIlündelgoldern sol-jlimme Erfahrungen gemsol; t. 
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4. 

Jn Artikel 10 wurde statt dem Worte Zwangsversteigerung( im früh- 

eren Gesetze) das Wort: Zwangsvollstreckung aufgenommen. 

Ergebnis der Abstimmung hierüber: 

10 dafür. 

Ergebnis der Abstimmung über Artikel 13(inwelchem der 

Satz : Kreditbegehren in kleinen Betrugen sind mit derselben Sorgfalt 

wie solche in grossen Beträgen zu behandeln " weil selbstverständlih 

aus dem früheren Gesetze nicht übernommen wurde): 

10 Stimmen dafür. 

Zu Artikel 15 wurde im Gegensatze zum früheren Gesetze lit. o) 

%A zeptierung von Wechseln " nicht aufgenommen , um eine Wiederholung 

früherer Vorgänge auszuschalten. 

Ergebnis der Abstimmung über diesen Artikel: 

10 Stimmen für die heutige $assung. 

Zu Artikel 16 erklärt Regierungschef dass der Charakter der neuen 
Fassung sich darin kennzeichne, dass eine Erschwernis " 

-In deao 71 
41 

ýý 
- en- 'ileclise1 gehaffen wurde, indem der Satz aufgenommen 

Werde: Das 67eohselabligo eines einzeiien Einreichers darf Pr 5000. - 
nicht übersteifen(6'dechseldiskont,; esch ift). " 

r: 1st auch der Ansioht, dass Fr 5000. - genügend sei. 
Nachdem Regierungschef Dr. Iioop noch überdiesen Punkt weiter referier 
k-Ommt es zur Abstimmung hierüber. 

Ergebnis der Abstimmung : 10 dafür. 

ZU Artikel 17 klärt Regierungsohef Dr. Hoop auf, dass hier gegen 
früher eine wesentliche Aenderung getroffen wurde, indem die Beleh- 

nungaquote für landwirtschaftliche Grundstücke mit 55% angenommen 

wurde und jene für industrielle Grundstücke mit 40 angesetzt wurde, 

während im früheren Gesetze die I3elb. nungegrenze zwei Drittel 

für die ersteren Grundstücke und 3/5 tel für die letzteren Grund- 

atÜcke beträgt. 

Hierüber entspinnt sich nun eine längere Debatte. 

©rklärt, dass man im Schosse der Finanzkommission der Meinung war, 

dass diese Ansitze etwas niedrig seien-Der Entwurf sei eben von 
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5. 

der Tatsache auogegangen, daos eine ungeheure Verschuldung in L ndeo 
hOrrsehe. Man hat sich möglicheivveise auch vor Augen gehabt, dass , 
Wenigstens derzeit . beschränkte Mittel zur Verfügung stehen. Man hat 

Vie1leicht auch an die hohen Sehätzungen gedaoht, die vielfach im 

lt. nde gernachlo worden. Joh bin der Ansicht, dass man in der Delehnungs- 

gxenz. e höher geht. Art. 230 des a. b. G. B. sagt dort, wo von der Anlage vom 
Mbndelgeldern 

und deren Sicherheit die Rede geht: Die Sicherheit 

ist aber nur dann geoetzmässig, wenn durch die Sicherstellung mit Ein- 

re'-Innung der etwa vorangehenden Lasten eit Haus nmoht über die Hälfte, 

ein Landgut oder Grundstück aber nicht über zwei Dritteile seines 

tiaa-hh 7en 'dertes beschweret vwird. " Soweit also das bürgerliche Gesetz- 
buch. 

2ident: `Wenn die im Entwurfe vorgeschlagene Belehnungsgrenze an genommen 
tvird, wird halt höher geschätzt werden. 

man in ch'Jch bin der Ansicht, dass Xrtikel 17 Abs. 2 in der Belhnung besonders 

wertvoller Grundstücbe unbedingt höher gehen sollte, etwa auf 2/3 tel 
hinauf. Geb; i. ulichkeiten und andere GrandstUcke würde ich auf dem 

geSenw irtigim Vorgeschlagenen belassen, d. h. wie im Sparkassaentwurf 

Vorgesllen ist. 

Persönlich möchte den Antrag Rischs unterstiztzon. Die Sparkassa 

hätte die Möglichkeit, durch Vertrauensleute die Schätzungen zu über- 

1)-rufen, rie dies z. B. bei der Hypothekenbank in Bregenz geschieht, die 

zviei eigene Schätzl�, ute hat, die im ganzen Jahre im Lande herumfahren, 

und alles Überprüfen. 

Die Sache musste schon sondiert werden, das wäre nur für Liegen- 

sChlaften, für Grundstücke nicht für Bauten. 
ýh' nenn ran nicht einig würde, könnte man allenfalls das Mittel nehmen 

auS dem Maxstx neuen Gesetzesentwurf und dem alten. 
JCh bin zum mindesten der . Ansicht, dass man bei bei lundwirtsohaft- 

1iOhen Grundstucken auf 60 gingen 
bl. 

0he1: Joh möoljte mich dem Antrage Risohs auf 60% zu gehen, anschliessen. 
e2' Zieht seinen Antrag auf 66% zu, gehen, üurUok. 

Die Abstimmung über die Belehnungsgrenze landwirtschaftlicher 
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6. 

Grundstücke hat folgenden Ergebnis: 

Was 

der 

i �ý ý 2/ý. 
ý"ý . a(/ ý00 ý: 70 ýý Sý 

die industriellen Grundstücke anbetrifft, wü. rde ich auch wie- 

das Mittel nehmen zwischen dem Neuem und dem Alten. 

uýhQý: Jch machte den Antrag des Herrn Regier,: ingschefs unterstützen, 

dass man &uch hier auf 50 hinaufgeht. 

Die Abstimmung über diesen Punkt ergibt: 

10 Stimmen dafür. 

Beim Annuitätentgstec würde ich vorschlagen uuf 66gb zu gehen. 

el: Joi würde den Antrag des Herrn Regierungschofs unterstUtzen. Hier 

werden gleio71 Abzahlungen ge laabi.; und man bann infolgedessen 

höher gehen. 

Jch würde das euch begrii, sen, wenn man bei Annuitäten-Darlehen 

bis auf 66 % geht mit der Belehnungsgrenze und dann darauf 

dringt, dass eben die Annuit. ten in Fluss kommen. 

Die Sparkassakommissicn sucht die Annuitäten-. Abteilung möglichst 

raschin Fluss zu bringen und zwar sobald man die ganze Lage 

der Sparkasse oll und ganz übersieht 2 

Joh bin 
uc An 

icht dass man hier höher hinauf gehen muss , 

Weil es sonstkeine Begünstigung mehr wäre. 

Die Abstimmung über diese Anträge haben folgenden 

Ergebnis: 10 Stimmen( von 60 auf 66%. ) dafür . 

Zu Artikel 18. 

?, bs. 2 möchte ioh bemerken, dass ich das nicht für ganz richtig halte, 
gegen Bürgschaft fue in LetrLgen bis zu 5000 Pr 

dass Kredite/nur gegen die Verpflichtung gewährt werden , das 

Darlehen mittelst jährlichen Raten in der Höhe von mindestens 

3 vom Hundert(3j4) den ursprünglichon Darlehensbetrages zu tilgen, 

wenn nämlich die Bürgen gut sind und alljährlich richtig verzinst 

wird. 

Jch muss --u diesem Artikel auch Stellung nehmen; Bei Aufnahme 

eines Darlehens gegen Biirrsohaft von beispielsweise 50 Fr brd'tuoht 
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7. 

bedarf es bei der Fassung des neuen Gesetzes zweier Bürgen, und 

bei Aufnahme von Fr 50000 auch zwei-Venn es nun bei 50000 Fr *ue 

zwei Bürgen braucht und bei Pr 100. - auch zwei, so bin ich heute 

Wie früher der Ansicht, dase bis einem gewissen Betrage 1 Bärge 

hinreichen dürfte, rvonn aber der Betrag schon eine a astündige 

Summe erreicht, sollten vielleicht 3 oder 4 Bürgen geteilt 

Werden müssen, wenns nämlich in die Tausende' geht. 

wenn man eine ganz : Neuordni-1. ng dieses Artikels im Sinne des 

Antrages des Abg. Gassner vornehmen wollt e, wtire ich für die Strei- 
mindestens 

ehung der Verpflichtung zur Rückzahlung von jührlio1h/3 A des 

ursprttnglichen Darlehensbetragos, ioh wäre aber dafür, dass ee 

Urgschlaft 2 Bürgen a ±m , zvlei zahlungsfähige Personen, ent- 

halten muss, also auch. bei ganz kleinen Beträgen. 
ýrý'31dsnt: 

Jeh meine, bei kleineren Beträgen würde es genügen, dass en 

zahlungsfähiger Bärge ist. 
411 Vogt : Bei. 5000Q1. - wären 3 Bürgen besser als nur 2 Bürgen. Wenn 

'es nämlich zurr Zahlen kontmt, iet das halt eine grosse Summe. 

ýr: Joh möchte bis auf Hr, 2000. - 2Dargeh vor9ohlagon, vras darüber 

Ist, bifi auf Fr 5000. - 3 Bürgen. 

'--ý- -- -' -- -- -- - ----- Jar werde bei der vorlr. egenden Fussunj bleiben und nur die 35b 

streichen. 3 Bürgen sind eine wesentliohp Erschwerung-denn zwei 

als z; ahlungsfl. hig bei rannte Personen da s . nd, genügt os. Eine sorg- 
, 

ftiltige', Verwaltung kann sich da sichern., Andererseits würde ich 

aber für 
,; 
Lde Bü. rgaohaft zwei Bürgen ve1angen. 

Wenn einer der nicht Brut steht, 3 Bürgen will, wird es eine Er- 

sch viernis fUr ihn. 

Ba kommt sodann slur Abstreichung der Punkt der Rückzah- 

lans reit jährlich 3. 
ý 

Erbebnis : 10 Abgeordneten i"Li. r die Streiohung dieses 

Punktes. 

Der Absatz 2 des Artikels 18 wird nunmehr wie folgt ge-- 
fadst: "Jede &irgsohaft soll aus mindestens zwei als zahlungs- 
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a. 

fähig bekannten Personen oder Firnen bestehen. Gegen Btirgsohaft 

dUrfen Kredite nur in Beträgen bis zu fünftausend Franken 

( Fr 5000. -) undnicht für länger als die Dauer eines Jahres ge- 

währt werden. Bei pünktliah. er Verzinsung ist nach Ablauf eines 

Jahr es Verlängerung zulässig. Von jeder Verlängerung fi4-eef 
ti 

, die und ven der gänzl. ohen Abtragung eines J 3tirgsohaftsdarlehens 

sind ýe}z 
d19 Btl r�'%F. a: ten des S chuldiýQro Zu verettý, ndigQn: 

zieht aýinen Antrag zurück- 

ýerxer"Jvh rýöchte snfragen , tiýin es sior mit den 'ýütempelgebü. ýiren 

bei- VeYlhngorungen vor BUr93chaften verh 1t, ob'man bei. Verlö. nger- 
ea 

un -en'rnicht von Gebühren abeo. hen könnte sonst würde/Z-13-bei einem 
ý r, Darle}zan von Fr 5000. - vielleicht jährlich Fr 5. -Stempel ausma- 

ch. �ýx . Einesteils wäre das gut. Auf der anderen gite würde man viel: 

leicizt eher darauf dr_ingen, die Burgschwften zuriic; zuzahlen, wiih, - 
rend `im sonst nichts tut. 

r' Es wird sodann beschlossen , reit der Abatimmunf, üüber 'd esen 

Punkt zuzuwartoi; bis Herr l3ogiarungsczhaf die 
ýF 

bung anger3ehon hat. 

Art j1 e1 19: 

Ergebnis der Abstimmung: 

10 Stimmen für die neue : x`aseung 

. 
gu Ar t, 20 

Rag. Ciief klart auf , daus in diesem Artikel die iyorte : "und, Aus- 
.{ 

Schreibung von ireditbrfefen" gestrtchon wurden. g&t. g Art. 20 wird 

dahin abgeändert, dass :, diese li t. g lauter Boll: Durchführung 

der, ' GrUndung. rt von Domizilgeeelleohaften und die Führung der 

Vexrýretung solcher . 
Die Abstimmung über diese Aßnderungen ý ergibt folgUndes. 

Resultat: 
1p Abgeordnete dafür. 

'J-eh möchte erauchen, daso Gegenprobe gemaclit 194 wirdwer nicht 

4s für ist, dass die Sparkassa bereoh igt sein soll zur ]7'arohft hrung 

der Gründungen von 1)dmiziigese1igehaften. 

rizebnis der Abstimmung: niemand. 
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9. 

ES wird dodann wieder auf den Artikel 18 zurückgekommen. 

Reg. Chef klärt über die Stempelgebiihren auf, die im Fa114 von 

Verlängerungen bei Bürgschaften Zu bezahlen sind. 

Die Abstiz ung über den Artikel 18 hat folgendes Ergebnis-. 

10 Stimmen dafür. 

Zu art. 21: 

weist besonders auf diesen Punkt hin, dor im Hinblicke auf die 

SIDürkassagescbichten besondere Bedeutung hat. 

Nach allem was vorgefallen ist, ist es selbstverständlioh, dass man 

diesen Satz in das Gesetz 

Ergebnis der Abstimmung über diesen Punkt: 

10 dafür ( Gassner abwesend). 

Zu Ar t. 22.: 

. er heisst es statt Kontrollstelle "der Aufsichtsrat. " 

Ergebnis der Abstimmung : 10 dafür. 

Z_u Art. 2. - 

Ergebnis der Abstimmung: 

10 Abgeordnete dafür . 
ZU- Art. 24. " 

Regierungschef Dr. FHoop. weist auf den neu aufgenommenen Satz in 

diesem Artikel am Schlusse hin, der lautet: Der Regierung steht 

überdies ein allgemeines kontrollrecht über die gesamte Geschäfte- 

gebahrung derAnstalt zu. " Jn Zukunft hätte also die Regierung die 

Pfl cht, wenn Wahrnehmungen über Ungehörigkeiten gemacht würden, 

einzugrQifen 

ie Abstimmung über diesen Punkt ergibt: 

10 Stimmen dafür. 

Artikel 26: 

klart auf über die vorgenommenenAenderungenin diesem Artikel indeu 

die Kollektivzeichnung vorgesehen ist, sowie die Aufstellung des 

Jahresberichtes sowie die Beratung der Jahressohlussbilanz und teer 

Gewinn- und Verlustrechnu ng.. 

s r- 
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10. 

bý'Rlach 
Zum punkte der Kollektivzeichnung möchte ich bemerken, 

dass wir alle wissen, dass dies notwendig ist nach den ge- 

machten schlechten Erfahrungen-Es ist doch kein Land im Ver- 

hältnis zur Grösse so bestohlen worden wie unser Land. Bei 

Zeichnung zu Zweit könnte das nicht mehr so gut vorkommen. 

Die Abstimmung über diesen Punkt ergibt: 

10 Stimmen dafür. 

Zu Artikel 27. 

Reg. Ghef klärt über die weniger wichtigen Aenderun. gen im 

Gegensatze zum alten Artikel auf: 

Ergebnis der Abstimmung hierüber: 10 dafür. 

Zu Art. 28.: 

Jn diesen Artikel wurde der Satz aufgebommen: Die weiteren 

Mitglieder -keß--Aafs ýý e a4esý können nach Anhörung des Ver- 

waltungsrates über Antrag der Regierung vom Landtage bestimmt 

werden. " Dadurch ist manchem grospen Gpldeinleger der Sparkassa 

die Möglichhdit geboten, in den rat gewählt zu wer- 

den, was für mannhbn ein Anreiz sein wird, bei der Sparkassa 

Einlagen zu maohen. Diee geschieht auch bei vielen anderen Barken 

so. 

Ergebnis der Abstimmung hierüber: 

10 Stimmen dafür. 

et . 

Zu Art. 29: 

Dieser enthält keine Wesentlichen Aenderungen. Naohdem sich niemi 

zum Worte meldet, wird abgestimmt: 

Ergebnis der Abstimmung: 

10 sind ff-; r die neue Fassung. 

Zu Art. SB: 

Regierungsohef Dr. Hoop macht auf die Aenderungen in diesem 

Artikel insbesondere im Absatze 2 aufinerksam, der im ersten 

Katze dieses Absatzes lautet: Der Verwalter leitetßl, unter 

Aufsicht des Verwaltungsrates, den Gesohtftsbetrieb, ftthrt die 

Beschlösse des Verwaltungsrates und desmer- Ausschusses durch, 

und vert erj tt die Ans tali; nach. aussen in Verbindung mit einem 
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11. 

z sbereohtig�ten Mitgýke e des Ve waltungsrates. " Das ist 

eine Aanderung, die wohl zu vermerken ist. 

Da sich weiter niemand zum Worte meldet, wird Tiber diesen 

Punkt abgestimmt: 

Ergebnis derAbstiauiung: 

10 Stimmen dafdr. 

. 
2! U--Ar t ik 2l 33: 

klt,. rt über die Aenderungen im Gegensatze zum früheren Gesetze 

auf. Er erklLrt, daes auch Lehrer und Postbeamte Mitglieder des 

Verwaltungsrates und des Aufsiahtareites sein können. 

Die Abstimmung über diesen Punkt ergibt: 

9 Stimmen dafür ( Abg. Risch zur Zeit abwesend) 

Zu Art. 36- 

Reg. Cref klärt über d ä:. e den neuen Artikel( wegen der Taggelder 

'? Und Reiseentschädigung der Mitglieder des Verwaltungsrates 

und des Aufsichtsrates) auf und orklä rt, dass bisher pro Tag 8. -Pr 

und pro halb Tag 5 Fr bezahlt wurden und ein Kilometergold von 

30 Rp . 
Ergebnis der Abstimmung über diesen Punkt 

10 Stimmen daftir. 

Zu Art. 4, O: 

Reg. Chef Dr. Hoop klärt über die Aenderungen gegen frühere D stim-- 

mung auf. 

Ergebnis der Abstimmung: 

10 Stimmen für die heutige Fassung. 

Zu Art. 41. 

erklärt, dasn der erste Absatz des bezüglichen Artikels von früher 

(: 'dort Artikel 39) gestrichen wurde. 

Ergebnis der &b. @ mng über eisen Pu, n t: 

10 Stimmen dafür. 

Z-u,. Arý. 4 . 
klärt auf über die praktischen Aenderungen im Gegenratze zu früher 

und empfiehlt die Annahme der neuen Fassung. 
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Ergebnis der Abstimmung hierüner 

`li"`Stir, imen dafür, 
, 
Z_.. 

__.. 
'"f'. 

a'Ospelt: 
ereuoht die Abgeordneten. , sich zum ganzen Gesetzentwurf e 

12. 

Ogt; 

nochmals zu äussern. 

Die Abgeordneten dar Volkspartei mör. hteh' zum ganzen G'e: setze 

folgendes ieststellen............ 

l, 
i 

Ea ist sohon 12 1n und wir sollten Mitta`ý-: 3pause machen. 

Dann Nachen wir nachmittags vorwärts. 

Die Sitzung wird um 12 . fix un terbro cheri. 

Farteetzurw ngc; Ymittýý. a 2 Uhr. 

°8t: liest folgendes vor( wird dann zu den Akten gelegt); 

Dem gegenwärtigen Landtage liegt ein EYltwurf zum Spar'1aeaa 
ts 

gesetze vor=der in der Sitzung von heute' behandelt werden 

soll und der an Stelle des Gesetzes vom Jahre1925 treten 

soll. 

Der Titel "Landesbank" ist gestricheniworden, um damit zum 

$usdruoke zu bringen, dass es nur eine Sparkasse sei. Dir Titel 

"Sparkasse" allein ist übrigens vollständ4g unrichtig denn, es 

ist nicht nur eine Spar-Sondern auch eine 1<pihºkasse. 

Die Übrigen Abänderungen sind im gro. ýsem und ganzem, un- 

wesentlich und beziehen sich nur auf vieniii or`,, wichtige Sachen. 

! Während im früheren Sparkassagesetz 
. mr4', r von 5cr4ýaýeicer- 

franken und damit oelbstverständlioh aua p vc n L: -i echtensteiner 

franken die Rede war, kehrt im neuen Geset?; ze ii r die yVendung: 

oder eine andere wertbeständige Währur1g" wijed#3r. Gentriohen 

ist die Mügi iohkeit, daas auch die Post ziýx Fin2ýah ý: un für die 

Sparkassa verwendet werden kann. Diese Jdde ist ý 11. ý: dYn a bis 

heute niemals verwertet worden. 

1. 
! '. ýý 

fýý . ý' 

gt izs"rordeb Unter dem Titel " Ges oht fte zur ß schaffen 
1: 

ýr-1; ý, ý 

ý 

4! 
!ý 
ý 

r 

I 
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13. 

Lieher Betriebsmittel " ist die Akzeptierung von 'V'ieohseln ge- 

strichen worden, offenbar mit RU, iokaicht auf die bekannten Vorgänge, 

die aber mit niohten eine Beschaffung von ausserordentlichen 

Betriebsmitteln bezweckten. Unter den Geschäften zur Anlage von 

Betriebsmitteln, und zwar unter den zugelassenen Gesohäften, wie es 

schon im alten Gesetze hiess und im neuen Gesetze wieder heisst, 

Wird besonders erwähnt, dase Wechselobligo eines einzelnen Einreicher: 

PZ 5000. - nicht übersteigen dürfen. 

Jn Art. 17 unter den Grundsätzen über die 1Kreditgewährung 

kehrt neuerdings der irreführende Ausdruck *vHypothekargesohäfte" 

WVioder, w ehrend es richtig heissen sollte: "Grundpfandgesohäfte. " 

Jm alten Gesetze hiess es: Die Belohnung von landwirtschaftlichen 
if 

üeundetUcken gegen Grundpfand darf sich in der Regel auf nicht 

mehr als zwei Drittel die Belohnung anderer Grundstüake auf n 
. oht 

Mehr als drei Fttnftel des wirklichen Wertes belaufen und soll 
l 

in der Regel nur zur ersten Stelle erfolgen. Ausnahmsweise kaný 

bGi Belehnung landwirtschaftlicher Grundstü cke die gesetzliohe Be 

lehnungsgrenze übersoaritten werden, wenn der Darlehensbetrag zu 

bleibender Verbesserung der Grundstücke oder der Bewirtsohaftýang 

Verwendet und durch Annuitäten ( Tilgungsraten) getilgt wird. " 

Statt dessen steht im neuen Entwurf: 

Die Belehnung von landwirtschaftlichen und andern Grund- 
ff 

stücken mit Ausnahme industrieller Anlagen gegen Grundpfand darf 

sich in der Regel auf nicht wehr als 55 vom Hundert( 55 %o, die Be- 

lehnung industrieller Grundstücke auf nicht mehr als 40 vom Hundert 

( 40ýa) tom wirklichen Werte belaufen. " 

Hervorgehoben wird ausserdem, dass der Verwaltungsrat für die 

Annutätendarlehen besondere Vorschriften erlassen kann. 

Hinsichtlich der Bürgschaft wird in Art. 18 des neuen Ent- 

wurfes eine ersohwerq'ende Bestimmung aufgenommen. Es heisst dort: 

"Bürgschaften dürfen nur bis zum Betrage von Pr 5000. - und iteaen 

-die 
VerDfliohtuna gewährt werden, daes Darlehen mittelst 

jähr- 

lichen Raten an der Höhe von mindestens 3 vom Hundert( 3%) des ur- 
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14. 

BPrUngiichen Darlehensbetragen zu tilgen sind. 
fVon der gänzlichen 

Abtragung dieses Bürgschaftsdarlehens sind die BGr; en schriftlich 

auf Kosten des Schuldners zu. verständigen. Nach diesen Bestimmun- 

gen und nach dem heute bestehenden Zinsratze zu sehli essen, Würde also 

der jährliche Zins- und Tilgungssatz bei Blrgechaftsdarlehen zwi- 

sohen 9 und 10% betragon, mit andern Worten, die Aufnahme von Birg: 

schaftedarienen ist praktisch derzeit verunmöglicht. 

Während nach der alten Gesetze, Art. 19 an die Landeskasse 

(Staatskasse) 
ausnahmsweise Kredite bis zu Fr 200.000 gegen Schatz- 

scheine gewährt werden dürften und die Gewährung solcher Kredite 

Ven über Fr 50,000 nur mit Zustimmung der Finanzkommission des Land- 

tages, Betrege von über Fr 100,000 nur mit Zustimmung des Landtages 

g9W ibrt werden dürften, be "nimmt der neue Entwurf, dass ausnahmsweise 

4e&itte 
ohne Faustpfand oder Burgschaft an die Landeskasse bis zum 

betrage 
von Pr 500,000 also einer halben Mill. ion, ohne weitere Ein- 

schränkung gewährt worden dürfen. Ob diese Ausdehnung gerade zur 
Hebung des Vertrauens beiträgt, darf wohl bezweifelt werden. 

Unter den bankgeech 
, ftlichen Diensten. Art. 20, ist die Ausschrei- 

bung 
von Ireditbriefen, also etwas ganz Normaloe, gestriohen worden. 

gestrichen sind auch die Bestimmungen über den An- und Verkauf von 
Wertpapieren für Rechnung Dritter. 

Jnteressant ist die neue Bestimmung von Art. 20 lit. g. Darnaoh 

ist die Sparkassa befugt zur "Mitwirkung bei Gründung von Domizil- 

8esellsohaften und zur Führung der Vertretung solcher. " Was heisst 

Gendung? Jst dabei auch an die Grtinderverantwortliohkeit gedacht 

Orden? Unserer Auffassung nach gehört speziell diese Bestimmung, 

wenn man schon den Geschäftskreis der. Sparkassa einengt, nicht in 

ein Sparkassagesetz hinein. Eire Sparkasse hat nichts bei der Grundurg 

VQn Gesellschaften zu tun. Dies umsomehr, uenn sie nicht fachmännisch 

'geschulte Personen besitzt. Und wenn man schon alles mögliche, aus- 
streichen will, das irgendwie der Sparkasse den geschäftlichen Wir- 

=lungskreis nach der Richtung des soliden Bankgesoh ftes hin erschwe- 

ren will, so gehört in erster Linie eine solche Bestimmung nicht 

./ 
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in das Gesetz hinein, die sich eventl. viel schlimmer auswirken könn- 

te Als die bektinnte Sparkassaaffure. 

Hinzuweisen ist besonders auf Art. 21 lautend: GesahCfte, 
t Geschäftee 

die den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht entsprech. en, können 

für die Anstalt keine Verbindlichkeit begründen. " Damit ist unsrer 

Anpickt nach ein Reohtssatz förmlich ausgesprochen, der zwar schon 

im früheren Gesetze, wenn auch nicht förmliah, enthalten war, und nach 

den gemachten Erfahrungen war es loicht, nooh ausdrücklich einen 

selchen Reohtssatz aufzustellen und noch viel leichter wird es seih 

die laftbarkett der Sparkasse abzulehnen. 

Unter den organisatorischen Bestimmungen ist an Steile der 

1ontrollstelle der Aufsichtsrat getreten oder mit andern Worten, 

an Stelle der schweizerischen Bezeichnung eine deutsche. Jn Art. 24 

a Schlusse wird bestimmt, dass der Regierungüberdies ein allgemeines 

- '(i"üieoiireoht über die gesamte Gescr ftsführung, "Gebahrung" der 

Anstalt zustehe. Viie sich diese Bestimmung mit der Tatsache verträgt, 

dass die Regierung selber wieder in den Aufsichtsrat/ mindestens 

ein Mitglied bestellt( Art. 28) und wie überhaupt der ganze Aufsicht» 

rat eigentümlich konstruiert ist, ist uns nicht recht verständlich. 

ieaori Art. 28 besteht der Aufsichtsrat aus 3-7 Mitgliedern, von welchen 

je eines vom Landesfü. rsten, vom Landtag und von der Regierung bestimch 

Wird, auf die Dauer von 4 Jahren. Hierauf kommt die sonderbare Be- 

atimmung: " Die weiteren Mitglieder können nach Anh rang des Verwal- 

tungsrates über Antrag der Regierun; vom Landtage bestimmt werden: 

'Es ist wohl das sonderbarste, dass der Verwaltungerat, der beaufsich- 

tigt werden soll, nooh sogar in die Bestellung der zu beaufsichti- 

genden Personen hinein zu regieren hat, und ebenso sonderbar ist es, 

dass eine Stelle, die ihrerseits ein Mitglied in den Verwaltungsrat 

bestellt, dann wieder den gesamten Aufsichtsrat zu beaufsiohtigen hat 

Unter den Aufgaben des Verwaltungsrates ist besonders die 

Kollektivzeichnung festgesetzt, d. h. mit andern Worten, der Verwalter 

11 Cann nicht mehr allein zeichnen. 

Jn Art. 25 des alten Gesetzes war unter den Aufgaben des Ver- 

Waltungsrates bestimmt " die Genehmigung aller Geschäfte, ' zu ausser- 
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ordentlicher Mittelbeschaffung " also auch die Genehmigung zur 

Akzeptierung von '3echseln gemäss Art. 15 lit. e. im neuen Gesetze 

ist diese Stelle wieder enthalten und dann nöch besonders die Ge- 

nehmigung aller Weohselgesohäfte. Die Befugnisse des Verwaltungs- 

ratsauss ehuss es sind von Fr 10,000 auf Fr 5000. - einges chrtinkt 

worden. Wie, bereits bemerkt, kann der Verwalter allein nicht mehr 

zeiohnen, sondern die Zeichnung ist kollektiv in dem Sinne, dass 

neben dem Verwalter ein zeichnungsberechtigtes Mitglied des Ver- 

waltua, ngsrates zu zeichnenhat. 

Bekanntlich sind laut dem alten Gesetz in Art. 32 "zu Mitglie- 
dern des Verwaltungsrates und der Kontrollstelle nicht wählbar diE 
l! itglieder der Regierung, Landesbeamte, sowie die Präsidenten und 
die Mitglieder der Landessteuerkommission und der Gemeindesteuerkom- 

mi-ssionen. Das neuen Gesetz hingegen bestimmt in Art. 33; Zu Mit- 
ra 

gliedern des Verwaltungsrates und des Aufsichtsrates (Kontaroll- 

stelle) sind nicht wählbar die Mitglieder der Regierung, Bsamte, die 

in der Regierungskanzlei und bei der L andeekassenvezwaltung in 

Verwendung stehen, sowie die Mitglieder der Landossteuerkomroiesion 

und der Gerneindesteuerkommiseionen. Naoh dem neuen Entwurf ist also 
die Nichtwählbarkeit wesentlich einkeschränkt und zwar beg+onders 

bezilgiich der Landesbeamten. Nur mehr die Beamten der Regierurtgskane-- 

1ei und der Landeskassenverwaltung sind nicht mehr wählbar. A]ü o 

anderen Landesbeamten sind wählbar. Bekanntlich konnte nach de; u 

alten Gesetze ein Postbeacter, der ja Landesbeamter ist, beim Lande 

seine Pensionsbeträge einzahlt und jedenfalls auch von ihm die 

Pension beziehen will, nicht Mitglied des Verwaltungsrates sein. 
Entgegen diesen klaren Bestimmungen wurde jedoch ein solcher Beall>- 

ter zum Mitgliede gesetzlich bestellt-Dieser Mangel soll nun ab- 

8esohafft werden. IVir haben also einen Fall �wo ein gesetzwidriger 

Zustand hintennach durch das Gesetz zwar nicht in einen gesetz- 
lichen Zustand gestellt wird, jedoch wornach er für die Zukunft, 

nicht mehr ein gesetzwidriger Zustand ist. Es ist allerdings zu 
bemerken, dass die Organe no oh Jnkrafttreten des Gesetzes neu zu 
bestelle sind. Jnteressant ist auoh, dass die Präsidenten der Lan- 

und Steuerkommission sogar Mitglied des Verwaltungsrates 
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Oder des Aufsichtsrates sein ktinnen, Bisher hatte man doch ängstlich 

darüber gewacht, dase die Steuerbehörden keinen Einblick in die 

Sparkasse bekommen sollen. Jn Zukunft ist dies indirekt dadurch 

möglich, dass der Präsident Mitglied einer Bankbehörde sein kann. 

Wie verhält sich diese Sache mit dem Bankgeheimnis? 

Nach dem alten Gesetze mussten durch das Geaohäftsreglement 

die Taglöhne und Reiseentschädigungen der Mitglieder des Verwaltung 

rates bestimmt werden, und sie wurden denn auch sehr massig be- 

stimmt. Nach dem nrurn Entwurf( Art. 36) erhalten die Mitglieder 

des Verwaltungsrates und des Aufsichtsrates die ¬rgleiohe Taggeld- 

und Reiseentschädigung wie die vom Landtage bestellten andern 

Zornmissionen und deren Voreitzendei;, mit andern Worten, während 

früher ein Taggeld von etwa 2 bis 3 Franken ausbezahlt wurde und 

eine mnssige Reiseents ohädigung, sollen in Zukunft ein Taggeld 

von 10 resp. l2 Irranken und ausserdem noch das Kilometergeld 

ausbezahlt worden. Abgebaut ist dies jedenfalls nicht. 

Abgeändert ist uuoh die Bestimmung über die Gewinnvertei- 

lun4, wonaoh nach Anwsehsen des Reservefonds auf 20% des Dotations- 

kap 
. tals vom verbleibenden Reingewinn bisher 40%, jetzt 50% dem 

Reahervefonds zugewiesen werden sollen, während der andere Teil an 

die Landeskasse zu überweisen ist. 

ºYieso dass im Mutwurf noch extra vorgesehen iet, dass das 

das. Gesetu vom 8. August 1898 betr. der Annuitätenabteilung aufzuhe- 

be, h ist, ist angesichts der Bestimmungen des geltenden Gesetzes un- 

Ve 4 sthndlioh 

Jm grossen und ganzen kann zum Bntwurfe gepagt werden, dase 

gar nichts wesentlich Neues bringt; besonders dort, wo etwa noch 

lbir) solides Bankgeschäft gemacht werden ktinnte, ist auch dieses 

ten überlass , 
Auegomerzt 

wordeui und soll der Verdienst andern Leuen 
ý 

wed. en. Der Entwurf trägt das Merkmal von Erfahrungen aus der Spar- 

gewiesen S. nne, insoweit kab4ai: ta. ire an sich und kann in einem 

er $bgeändort wurde, als ein Gelegenheitsgesetz bez+iohnet werden. 

Auf Grund dieser Erwägungen sind die Abgglordneten der 

Vol4-zepartet zum Entscjhlaas gokowuon, sich ',. gei der ºbstimmung 

dieses Gesetzes der SN ti: ýrae sich zu enthalten. 
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E"Cheß0 Joh J., ann mir nicht versagen, auf diese Ausführungen Vogt's Eini- 

ges zu erwidern. Joh möchte vorerst betonen, dass eine grosse 
die 

Zahl der Einwendungenh/gogen das Gesetz vorgebracht worden sind 

und um derentwillen sich Jhre Abgeordneten an der Abstimmung 

nicht beteiligten wollten, durch. die tatsächlichen Korrekturen, 

die wir heute ici Gesetze vorgenommen h::: ben, überholt sind, andere 

muss ich als direkt unrichtig bezeiohnen. Jeh kann vielleicht 

vorne beginnen: Es wird bemängelt, dass nicht der Name Spar-und 

Leihkasse gewählt worden ist. Darum kann man sich ja streiten. Wir 

haben am Morgen darüber gesprochen. Der Landtag hat beschlossen, 

den Namen Sparkasse zu 43e ese-em wählen. Der Abgeordnete Risch hat 

das vollkommen richtig vermerkt, er hat nämlich vorgebraoht, dass 

der Name. Spar- und Leihkasse" in der näheren und weiteren 
K 

Umgebung keinen guten Klang erhalte. Darum wollte man zum alten 

bescheidenen Namen zurückkehren, zum Namen derSparkassa. 

Dünn wird die Wendung im Gesetze gerügt: oder eine andere wert- 

beständige Währung". Wir haben die Möglichkeit geschaffen mit 

dem neuen Gesetze, dass einer seie Gelder auch in einer anderen 

Währung als nur in der Frankenwährung zu machen. Wenn also einer 

in Zukunft Bedenken gegen die Wertbeständigkeit des Schweizer- 

frankens hegt, kann er eine andere wertbeständige Währung wühlen: 

Englische Pfund, Schwedisohe Kronen u. s. w. Diese Neuerung, dase Ge- 

schäfte atýoh in anderer wertbeständiger , dährung gemacht werden 

kdnnen, zleäht sich durch das ganze Gesetz hindurch . 

Unter dem. Titel: "Gesohäfte zur Beschaffung auaseroxdentlioher 

Betriebsmittel " sei die Akzeptierung von Wechseln gestrichen 

worden Es is riohtig, dass bei vielen +eehseln keine Gefahr 

besteht, bei andern besteht eben Gefahr. 

Dann wir beanständet dass in Artikel 17 der Ausdruak: "Hypothekar- 

ges ohäfte" statt "Grundpfandgeschäf te gebraucht wird. Joh kann 

da keinen richtigen Unterschied konstruieren, möchte da vielleicht 

bitten, nähere Aufklärung zu geben, warum man 
" 

Grundpfondgesohäfte" 

statt Hypothekargesoh. fte" sagen soll. Dann ist die Belehnungs- 
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quote beanst#indet worden. Naoh dem alten Gesetze durft 
1e 

die Belehnung 
auf 

in der Regel sich/nicht mehr als zwei Drittel bei landwirtschaftli- 

ahen Grundstücken und auf 3/5 tel bei anderen Grundstücken belaufen. 

Nir Sind so vieit hinaufgegangen. Die heutige Abstimmung hat sich für 

di© erstgenannten Grundstücke für 60 entsahieden, und für die anderen 

*rundsti 
oke für 50. Wir sind im Gegensatze zum Entwurfe im einen Falle 

% 
, im anderen Falle um 10% hinaufgegangen-Es ist eine Frage der 

VO. i: swirteehaftlichen Art, r. b man durch eine sehr hohe Belehnung den 

editbedürfnissen der Bevlkerung weitestgehend oder fast sohranken- 
10s 

entgegenkommen st)11. Die Herren Abgeordneten werden heute noch Ge- 

legenheit 
bekommen, Uber ein äusserst betrübliches Faktum zur Volks- 

WU'techaft zu hören, das ist die (enorme, direkt katastrophale Verschul- 

von Liechtenstein. äenn der Entwurf deshalb niedjdrige Q. i. ote vorge- 
aeIhen hat, ibo ist das einer Absicht entsprungen, die nicht zu tadeln ist. 
Der Entwurf mag auch ganz bestimmte erzieherische Momente im Auge ge- 
h$bt haben. Wir haben heute fast Pr 900,000 Bürgschaftsdarlehen bei der 
Spa 'kasse. Darunte r sind auch wohl die unter der betrübliohen Rubrik 
der faulen Kredite gezählt worden. Die faulen Krodite betragen eine 
SüMbe, 

die alle Erwartungen übersteigt. San kann hier wohl Bestimmun- 

gen 
ºufstellen, die Hauptsache ist die Handhabung, i§ine seriöse , gewissen- 

ý. __ +1 rte Geaoh . ftsführung. Das war früher nicht. HHeute ist dies der Fall, 
e$, 2; also aue den DUrgsohaftsdarlehen keine derartigen Unnukönmlich- 

- ýou erwaansen. 
ýýI, 

ý''i v. m...... ý . ý.. '.... a...,. T. ý.., a., V, n. ý. ii a-f, 'h3 h -sýý Liý. Knn nnn hb, ný výoi +nýr"e. ý+tiüvýýj]U )U4'rlilt3 Ul7üJ 1J4i11Utl Ja. i VUl uII N1GJ csK a: j. VV V' VV V Vl; up tw p., l, u V14 

&1nsohrankung 
gewahrt werden dürfen ist nach meiner Ansicht vollkomme 

®rfolgt daran eine nähere Aufklärung durch Reg . Chet tibex diesen 
jf 

funkt 
sowie/über die Bemängelung wegen der kreditbriefe u1 d der 

tImmungen! ', wegen An- und Verkauf von y1ertpapieren , 
für Rephnung 

ýt 

+. 
t'ýiPr ý, 

` 
- "'.. "I., iI 

I 

°nd ere ge )rLigt w*-r *c wird die " Mitwirkung bei Grtndurp "pn Domizil 
Nc ý 

ve11$ohaf 
enj und die Führung der Vertretung solcher. " Job u Bias nicht 11 

II 
,i ý; ýý 
ý 
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V"rum"All. e Banken machen heute oolel: -hze tGesohäfte. Bei uns macht es 
die Bank in Lieohtenstein, maohen es sämtliche Fechtsau�, älte und 
Reohtsagenten. 

Die Sparkassa hat ebenfalls solche gemaort. Sie ist 

duzt' in der Lage. Joh begrätfe deshalb nicht, warum man diesem : nde+-- 
"ne'tithttrtedieso bescheidene Einnahme, - sie kann übrigens manchmal 
88nz schön sein - nehmen will und ob wir nicht die Pflicht haben, 
Eit'nahmen 

die heute allerdings Lýechtsagenten und Anwälten zukommen, 
'1112erem Landesinsti. tut zuführen will. Was die Gründerverantwortliohke: 

anbelangt, so ist diese im Personen- und Gesollsohaftsreoht geregelt. 
Aber ich glaube nicht, dass hier irgend jemals Unzukömmliohkei'ten 

ý9lioh 
sind. Die Tätigkeit der Sparkassa beschränkt sich nur auf 

Jene, di, e heute ein Agent macht-Bitte sich hier Artikel 219 vom Per- 
e01213n- 

und Gesellschaftsreoht anzusolaauen. Jedenfalls ist es nach 
1ýtner Ansicht weitaus, ja gerade ungeheuer übertrieb©n, venn man mints 

'41lS dieser Tätigkeit grosse Unzuköm lichkeiten bofürohtet, sogar 
eventuell 

noch gröseere, als die bei der Sparkassaaffaire. t ±lux 

E4 ist dann gesagt worden vom Aufsichtsrate. -Wenn der Fürst z. B. eine 
halbe 

Million in der Sparkassa drin hat, ist dsnicht zu viel, wenn man 
ihm die Möglichkeit gibt, durch einen Aufsichtsrat auch etwas in der 

twioklung der Sparkaseagesehäftsgebahrung mitzureden. -tiäenn ein andern 
tiv=&edar 

z. B. eine igillion einlegt, ist es auch nicht zu viel, wenn man 
"hr: i die gleiche Möglichkeit sohafft. Eine solche Bestimmung kann nur 
vpn guter '+irkungcein. 
die Befugnisse des Verwaltungeratsaussoh. usses sei von Pr 10000. - auf 

ö000. -herabgesetzt werden. 
-ý-, -ý`"ý. 

/-ývý.. ' 

-ýr' 
, /o, o00 W ýý-ýý ý'" 2ý: ý-ý'"ý, -"z/ý 

9v4-v-- ®ýL 
---AI------- 

ýýý. ý,., "--ý ýýý-ýý -Ae 
-& fl 77L -L 
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II 
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Dann wird von der Wählbarkeit in den Verwaltungsrat gesproohen. Ea 

wird gesagt, dasa man einen ungesetzlichen Zustand durch das heutige 

Gesetz gesetzlich machen wolle. Joh mochte darauf hinweisen, dus5 der 

Landtag und die Regierung auf demStandpunkt gestanden sind, dass 

ein Postbeamter kein unmittelbarer eigentlicher Landeebeaiter ist. 

VIGrb kann darüber, -- ich gebe es zu -- verschiedener Meinung sein. 
, ý(' 

rden Poqtbeamto von der Pootdirelýtion angestellt, 
er ücrt 

bog ahlý und 4naicrierýývDann wird--gaaeg3tdasa die r eidonten der 

j+anýes- lind Steuerkommission 1sitglieder des Vongal1cungmcateo oder 

(lea. fsiohtsratea sein können. Jch verstehe eiroh n oht reoht warum. 

Dnr Präsident der Landeasteuerkonnission ird von der k; ommiesion sit 

$s1ber gewkhlt. Die Kommission konst$tuiert sich sgl. bst µnd wählt 

alas ihrerMitte den 1, räsidenten. ich halte es nicht für nä)ýwendig, 
,, dsss ausfiiti)xlioh gesagt wird, daso der "Präsident " der : iteptt, erkom-- 

mission nicht Mitglied des Verv4altung: 3rates sein dürfe. Gýý ý 

T-V4// 
Damit fällt die Sache mit dem Bankgeheimnis auch dahin. 

A 
Was die Entlcihnung der Sparkassafur ionäre anbetrifft, so , beter- 

1 
Ice ich, dass dieselben nach dem früheren Gesohäfteregelemert 

Gin. ¶ ggeld pro Fr 8. - und pro halben Tag 5. - und überdies ein 

}Zilo. kettrgeld von 30 Rappen bezogen haben. Joh bin der Ueberzeugung, 

dae: J ein richtig funktionierender V orwaltur g:; rat, der seiner 

Pflicht naohkornmt, die heute vorgesehenen P 10. - und 6 Fr(pro hal- 

ben' Tag) verdient. Man hätte diese Ausgabe aiýieh früher nie scheuen 

bre�uohen, wnnn nur sehr fleissig kontrolliert worden wäre und sehr 

ilýiesig nachgeschaut, das Geld wäre gut angelegt gewesen. Heute 

finden wöchentlich Revisionen statt. Es kommt i)lötzlioh der Präsiden 

d©ä Verwaltungsrates, nimmt den S ehlfiasel der Sparkaasä ab und 

Schaut naeh, welche Gelder in der Kassa liogein.: Dabei wird für sol- 

urýg xevieianen nxon-ce uareannez. 

11 
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Ueber die Verteilung des Reingewinnas 104 sind nicht gerade 

Vorwürfe erhoben worden. Es ist dann nur noch gesagt worden, 

, 
dass dort, wo noch ein solides Bankgeschäft hätte gemacht werden 

können, auch dieses ausgemerzt worden oein. Ausgemerzt ist die 

Ausschreibung von Kreditbriefen. Joh habe erwähnt, daos Kredit- 

bxiefe die Bank machen kann ohne weiters weil es im Ge- 

setze heisst, dass die Sparkassa berechtigt sei, bankgeschäftliche 

Dienste jeder Artzu leisten. 
A diese 

't reditbric; fe noch namentlich 4 

aufgeführt sind, ist ikrelevant. Die Verwaltung von Mündelvermögen 

ist gestrichen worden, sowie die Uebernahme des Arates eines 

'eIgtamentsexekzators Das sind Gesahä. fte, mit denen wir die Sparkass 

nicht betrauen wollenJch bitte mir zu sagen, wo ist ein solides 

Bankgeschäft gestrichen worden. 

Das ist das, was ich zu diesen Einwendungen mir zu bemerken 

erlaubt habe. Der Entwurf ist in der Regierung und Finanzkommission 

beraten worden. Wir haben gefunden dass er ein guter irrt unddem 

Lande Dienste leisten wird. Die Einführung der Kollektivzeich- 

nung ist eine unschätzbare Einriehtung, manohe Danken sehen sogar 

die Drittzeiohnung vor. Die Einschränkung im Wechselverkehre 

ist ebenfalls gut. Alle soliden Bankgeschäfte sind belassen wordem. 

Joh kann den Entwurf mit bestem Gewissen zur Annahme empfehlen. 

IUoh wunderta, dass, nachdem wir am Morgen von 9 bis 12 Uhr 

nichts anderes getan haben, als ein Artikel des Gesetzes nach dem 

andern durchzunehmen, kein Abgeordneter der Volkspartei, mit Ausnahme 

des Abg. Gassner dazu Stellung genornmen hat, selbst der Vorsitzende 

nich. t, daohdem er doch die beste Gelegenheit gehabt hätte und auf 

dem Präsidentensessel sitzt, ieh meine Stellung genommen, zu dem 

was Abgeordneter Vogt Basil gesprochen hat. Das Schreiben des 

,. Vogt macht mir den Eindruok, dass es früher geschrieben worden Abp 

ist. Jch hatte allerdings angenommenes sei in der Mittagsstunde 

korrigiert worden. Es muss bekannt sein, dass bezüglich belehung 

der Grundstiioke man von 55 % auf80% hinaufgegangen ist und ebenso 

in der Belehnung der industriellen Grundstöcke von 40 auf 50%. 

die 4% Abzahlun4hat Vol*. ý: o: 'ri i art. 
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Bei Artikel 20 lit. g)ist die Durchführung der Gründungen von Domi- 

Zilgesellsollaften und die Führung der Vertretung solcher gerügt 

Worden, indem gesagt wird, dass das nicht Sache der Sparkassa sei. 

Von allen denen, die an diesem Gesetze mitgearbeitet haben, h. at an 

an der Anführung dieses #keýs Satzes keiner ein persönliches Jn- 
gesagt teresse gehabt, hingegen muss ýe a 4e+ werden, daee jene, die heute 

d], 133 rügen, daran ein eigenes persönliches Jnteresse haben. 

las die Kollektivzeichnung betrifft, so hat uns eben die Vergangenheit 

bolohrt. %; ein Staat, kein Land hat dies so notwendig wie wir, dýbei 

tilns Millionen gestohlen worden sind. Was die Taggelder anbgetrifft , 
vvird gesagt, dass das kein Abbau sei. Hiezu möchte ich bemerken, dass 

Wir nicht so viel Abbau möohten, dass man 14 Monate keine Verwaltungs- 

ratssitzung mehr einberuft und unter dieser : eit Millionen gestoh- 
len werden und noch Hilfsgelder dazu. 

1týDar 
Abgeordnete Ricoh hat mir da eine Belehrung gegeben. Joh möchte 

bomerken, dass ich auch das Recht habe, still zu sein, nioht nur das 

, wallt, zu reden. 

Joh halte es für eine Pflicht des Präsidenten, dies zu tun, er hatte 

ee tun müssen, uri nicht Zeit zu vergeuden. 

ran hat da schon manchmal langweilig gemaoht. Joh begründe mein 
herhalten in dem Umstande, dass man heute sieht, wie ein Gesetz ge 

soh. affen wird, um noch eine Ungesetzlichkeit gesetzlich zu machen. 

: jch h;: be mir/ zwar am Morgen vorgenommen aus bekannten Gründen 

LIbt'r dir, Sparkassa nichts zu reden. Aber jetzt kann ich fast nicht 

mehr ruhig sein. Daa Schreiben, welches Vogt vorgelesen hat, diese Bro- 

echüre, die hätte man am morgen behandeln sollen, Punkt fUr Punkt von 
pxäsidentenstuhl aus, wenn Ospelt gewusst hat davon.. Wir alle Abgeord 

rieten haben nur den guten Willen gehabt, ein Gesetz zusohaffen, dass 

unser Land nicht mehr so viel betrogen werden kann, quasi bestohlen 

Werden kann. Dae ist eine gewisse Hintertreibung, wenn man so etwas 

1; um Schlusse noch vorbringen will. Das gehört am rechten Platze be- 

hAndelt, 
am Vormittag nicht erst nachher. 

c"ft: Am Schlusse jeder Gesetzesberatung wird angefragt, ob rr., n noch 

e7. was zu reden habe. Jch glaube, dass uns noch das Recht zusteht, das 

ýý 
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zu un 

^'y r7, -�I'E am Vormittag GelegenYle2. 'G gewesen, sicn aazu zu tLUý: ýriJ. ai. a scu 

Pflicht eines Jeden gewesen, das Beste zum Gesetze beizutragen. 

hel: D e Ausführungen Vogts machen den Eiridruck, dass sie nicht von ihr' 

ver'Fass-t worden sind, sonst hätte er nicht die Unvorsichti. fkei', be-- 

gangen, Sachen zu bringen, die schon bereinigt worden sind. Das ist' 

nach meiner Ansicht reiner Unsinn und Zeitvergeudung. en soll each- 

lich bl eiben. PMan soll nicht verlangen, dass etwas gemacoht wird, waa 

ýOllOn 
geschehen ist. 

C'$8 dtg Verhalten des Vorsitzenden anbelangt. so glaube ich do ch, das 

at'iner Recht gehabt hat, daes nämlich Vizepräsident dspslt doch 

ý2i' Lidken sollte bei Schaffung des Gesetzes nicht erst hintennach 

rß1t Bemängelungen kommt, mit einem Schreiben, das vor ein par Tagen 

Vexfasat 
worden ist und mit dem man sich solidarisch erklärt. Es ist 

dies 
sein Verhalten nicht ganz vereinbar mit seinem Sitz. Da sollte 

e schon anders helfen mitberaten, nicht ein Gesetz quasi eabotieren 

and Mängel rU. gen, die nicht vorhanden sind oder überhaupt nicht mit- 

2ehaffen. Auf mich macht es den Eindruck, man wolle die ganze Schwindel 

aefäro, die vorgekommen ist, deeken. Joh komme um linse Meinung nicht 

herum-Das Lächerlichste an allen Einwänden der Einwand wegen 

der Taggelder. Die meisten Mitglieder des früheren Verwaltungsrates 

nahen 
auch die früheren Taggelder nicht verdient. Die jetzigen Mit- 

glieder aber wenn sie so vorwärts schaffen, werden bedeutend mehr 

Verdienen Mit Kleinem will man hausen und Millionen lässt man 

abgeben. //Alle Achtung von diesen Agenten und AnwUlten die nicht 

$o kleinlich eind, daaa sie der Sparkassa auch das Recht zur Gründun 

Von Domizilgesellsohaften einräumen wollten, duss man das bemängelt, 

1$t nach meiner Ansicht der reinste Nei.. Es ist kBoade, uLt jedes 

Viert, das eigentlich über solche Sachen', geredet wird. 
J 

_. - -- Tr ---- .r1_ -- . _l_ 

"u cal muse nochmals darauf' zuruo Kommen, aae s ion 121011 am vOrMl-Iu-ua6 

&Oht FerUhrt habe. Joh weiss, was man eirgentlioh witi; Man will eine 

Gesetzlichkeit noch gesetzlich machen 

: 2�'s kann sich nur um den Punkt handeln weggn der ätaa eangeotellten, 
dUa begreife ich. Ospelt 'Lat 3ioh aLt; 1' auch zu den anderen Punkten 
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nDoht geäussert. Er hat wenig mitgearbeitet am Vormittag. Der Beweis 
kann nicht geliefert werden, ob Walser ein reiner Staatsangesteilte2 
ist* Duroh das neue Gesetz, 4 wollen wir die Möglichkeit schaii'on , 
dass tüchtige Leute, wie Walser, auch gewählt werden können. 

Nichtr-wegen 
der Person, sondern wegen dem Gesetzemir ist gleict, Wer 

im 5parkassaverwaltungsrat ist. 
D' ese Ungesetzlichkeit wegen des Postmeisters 'ý'Valser veranlasst mich 

d0Chh, 
auch noch etwas zu eagen. Wenn von Ungesetzlichkeit ge 'prochen 

jýlxd, i'iilt auch etwas auf die Regierung zurück. Jch möchte den Vize 

"7 äsi denten lispelt ersuchen, zu beweisen, dass es ungesatzlieh ist, 

Postmeister 'Balser im Verwaltungsrate ist. 

2" It: Es wäre, doch nicht reeht, haben Sie heute vormittags selbst ge-- 

ss 
, ýjenn ein Lendesbeamter, Lehrer oder Postmeister nicht im Ve2; - 

waaltungarate 
sitzen könnte, damit haben Sie mir bewiosen, daseSie der 

A"schuuung 
sind, dass der jetzige Zustand 9 

Jch habe geaagt, eH wäre nicht einzusehen, Wieso nicht ein Lehrer oder 

ýcstbe 
roter in den Verwaltungsrat gewählt werden könnten 

Joll habe da das Charakteristik= eines Landesbeamten vielfach um, -3trit"- 

ten Wird in Bern von x th e sgs regierungewegen e: rkundigt, wicý ein 

l? °st, aei. ster anzusehen sei. Und da kann man nicht beinaupten, es sei 

a1-ne Ungesetzliohkeit, ohne dass man dadurch etwas zu siel behauptet. 

Die haben ausdrücklich gesagt, ein Lander. Leamter, Leh ex oder Post- 

( 3": 
ý''oh betrachte das ganz als Nebensache-Wenn man Paliýtik be-treiben 

.,, kann man das maohen. Das ist nicht meine Jd6. Mein e Jd6 iet, dass 

wir e. n Geoetz schaffen zum Wohle des Landes . Alles eýind, ere ist leben- 

saoit 
. yYerin nur Leute da sind, die der Sache v ox stoh n1 önne, damit 

unsere Jnteressen gewahrt werden. ý 

aPeit: Jch möchte nochmals festatellen, dass das gessgt .i erden ist, 
191144 ioh behauptet habe, dass der Zustand nicht geseitzlioh' gewesen 

heý: D'ir Fällt vor allem auf, dass die Abgeordneten dar Volks art ei 
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nicht früher reklamiert haben, dass sie erst heute das bringen, dass 

ein gesetzloser Zustand gesetzlich gemacht werden eo11. Man hätte 
bei der Beratung in der Pinanzkommission ganz gut können Stellung 

nehmen dazu. 

ýOspelt: 
t enn sich niemand mehr zum `dorte meldet, lassen wir über 

Gesetz 
abstimmen. 

01le1: Es sind verschiedene Meinungen vorgebracht worden. Machen die Abge- 
ordneten der Volkspartei den Antrag, dass man über das Vorgebrachte 
nech reden soll soll man noch alles nochmals durchgehen? Jhre Be- 
ýlängeltingen 

werden nach ihrer Ansicht Grund haben. Wir können und sind 
bereit, 

alles nochmals durehzugehen, wenns verlangt wird. 
1iter: 

Jch wäre nicht für die Ansicht Büchels. Joh mache den Antrag 
d$ss 

man Schluss nacht und über das Gesetz abstimmt. 

'0 Pelt; Joh bin auch der 14leinung. 

: legte seine Ausführungen (- sie sind schriftlich niedergelegt -) 

zu den Akten. 

Es kommt sodann das ganze; Gesetz zur Abstimmung. 

Ergebnis der Abstimmung: 10 Stimmen dafür. 

Jch möchte den Antrag stellen, dass die Gegenprobe gemacht wird, w er 

nämlich nicht dafür ist. 
Volks arteiabg. 

Ergebnis der Abstimmung: niemand. ( alle nthalten 

sich der Stimme 

Zwdktter Gesuch der Se%nnereigonossensohaft, 

ýýu. ren um einýn Be? traýý zu, den oýtnn der n nRrRieinriahtuna. 

-dent Ospelt liest die Zuschrift der Sennereigenossensohaft vor. 
a. n. aeren lner: Die Begründung des Gesuches/kann ich nur bestätigen. Nebenbei 

möchte ich noch bemerken, dass man überall solche Subventionen 

gegeben hat, wenn man Alphütten gebaut hat. Sonnereien eingerichtet 

hat u. s. w. Jo Mauren haben wir diesbezüglich noch nie etwas bekom- 

men. Joh empfehle dieses Gesuch dem hohen Landtage. 
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arxer; Wie schon betont worden ist, }ft anderen Gemeinden wurden fUr Alp- 

hüttenbauten, u. s. w. Beitrjge geleistet und sollen auch fürderhin 

geleistet werden. Di e Gemeinden Mauren und Eschen sind nicht im 

Besitze von Alpen, müssen sich begnügen mit einer Sennerei. 'Wenn 

nun die Sennerei sich verbessern will, sollte man mit einem Beitrage 

mach meiner Ansicht ihr zu Hilfe kommen. Jch kann daher nur empfeh- 
len, dem Antrage der Finanzkommission angesichts dieser Erwägungen 

zuzustimmen. 

0hel: Joh möchte den Vorredner nur wärmstens unterstützen-Die Begründung 

ist vollständig richtig. Man hat Mauren immer etwas Stiefmütter- 

lieh behandelt bisher. 
ý8'dent: 

Jch wäre der Meinung, dass man einen bestimmt Beitrag nennt, nicht 

der Beitrag an den Kosten der Sennereieinrichtung in Prozenten 

ausdrückt. 

Ergebnis der Abstimmung: 

alle, einstimmig für Beteiligung mit 10%. 

Zu Punkt 3 der Tagesordnung_Gesuch des Postmeisters Meier in 

Eschen um Rückersatz der Telefoninstallationslcoaten bomdrkt 

keg. Chef Dr. Hoop, dass Postmeister Feier sein Gesuch zurUakgd-- 

zogen hat. 

Zu Punkt 4) der Tagesordnung: Kurvdnerwaiterung auf der ýtrbaae 

bamina Kirohe bis Samina und Anlage von 3 Ausetellplätzen: 

D'"lloop liest das bezügliche Gesuch vor, und bemerkt hiezu Folgendes: 

Das Gesuch ist in der Regierung und in der Finanzkommission 

beraten worden. Eine Totalverbreiterung von Jonaboden nach 

Rotenboden war nach der gegenwärtigen Finanzlage umeoweni ger 

angängig, als kein Betrag im ordentlichen Budget ausgesetzt ist 

und es wäre. auch nicht wohl möglich, wenn man den Autoverkehr für 

die heurige Saison eröffnen wollte. 
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Wir sind zum Sohlusse gekormen, dass man eine provisorische Ver- 

breiterung der gef uhrliohsten Stellen mit Ausstellplhtzen vor- 

nimmt, wel letztere' Gewähr fur einwandfreie Abwicklung des Auto- 

e Kosten würden oa. Fr 3000. - betragen. verkehre 4tabt-n dü. xftan. Di 

Als Mitglied der Verkehrskommission kann ich die Sache nur wärm- 

steris befürworten und wenn es auch noch mehr kosten sollte. Der 

Verkehr speziell nach dem Bettle; rjooh durfte in nächster Zeit 

exbsser werden. 

den sol'1. F, 9 wurde natürlich hiezu viel Yeitragen, wenn die Auto, - 
bis Kulm fahren könnte. Wd. rl dafür, daas man das macht bis zur Sfikka, 

d ºs andere auch später mac*it. 

Zur Jllustriorung der Anregung Ammanns möchte ich bemerken, 

dassa ich mit Forstmeister urtmann geredet habe 
Wir wbren dann 

der Meinung, diaee einige v4rh#lltniamtl, $aiiý billige YCUsstollplätze 

gemacht werden-Sobald da irgendwie bin genauer Ueberb . iek über 

die Kostenvorliegt, werden `, wir nicht orma: ng''ln, dem Landtage bei 

nLchster Gelegenheit l. Bericiht zu orstiýbtte)ti uý, hd Antrag zu stellen. 

Die Sache ist insoweit schon in einer Regier\ýzng$eitz'tng be, hatdelt 

gpeýt: Jch bin auch der Meinung' daas der Fra©denverkehr gehoben weir 

üch möchte das ebenfalls empfehlen. `lan sollte das notwendigste 

Jetzt machen uns so machen, dass bei späterer Verbreiterung nichts 

Verworfen ist. -Mehr als Fi 3000. - Wurde ich jetzt 'im Frühling 

nicht vorbauen, hingegen ým Winter, tieils billiger kori; t. Die Leute 

haben dann viel eher Zeifi. Es kommt 'ann 50% billigor. \000 
Fr soll- 

te man jetzt schon verbauen. 

Joh bin vollkommen der An'sioht, dass? man die Kosten auf die Strae 

Qe riskiert. Zoh glaube die BegründunE keäre gegeben, wrenn ma i frith- 

er oder später an die Strasse zum Zulm denken ývoll`te. Einsnýs7cicýh- 

ti-gen Fremdenverkehr kann ich mit-, nich anders vorote? len, &'la, '`�`"vai 

die Autos bis Sti, kka fahren' sännen. Joh Hürde, 1irovisoris ch einige, 
Auestellplätze maoheneund mit der Zeit, wenn die Finanzen es er ai 
bQ1i, vi ei t`erfa1�ren. 

: f-4 
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Worden. 
jýl'3h'91 

sind gewisse Bedenken vorhanden, ob man oollte die Strasse verbes 
eern oder ob man von der Knaip aufwärts eigene neue Strassen anlegen 

8 11. Das müsste noch erst überleg. werden. Auch ich bin dafür, dass 

nan den Fremdenverkehr fördern soll und die Strasse in absehbarer 
Zeit in Angriff nimmt. 

P-Irgebndns der Abstimmung über diesen Punkt: ( Verbreiterung von 

Jonaboden bis Samina): 

alle einstimmig. 

-2"n 5 dem i 
, gepJd un ; ýiebung dis Fin nzerhäuschens auf dr 

ýe briýeke Schwan . 
ech'Jo-', 

möchte in der Sache noch aufklären: Finanzerhütten sind in Bal- 

zers, Vaduz und Schamn. Die Hütten in Vaduz und Balzers sind gehoben 
"90rden, auf losten des Landes. Die von Balzers ist zudem nicht Eigentum 
des Landes sondern das Bundesfinanzamt hat darüber zu verfUgen. Die 
jititte in Schaan hat die Gemeinde Schaan gekauft. Diese Finanzerhütte 
könnte 

gute Dienste leisten bei Rheingrösse als Unterkunftshütte, 

zum Aufbewahren von Gesohirr. Die Erhöhung in Balzers soll Fr 800. - 
2ekostet haben. Man hat dort die Auslage gemuoht, obwohl das Land 
keinen 

Anspruch auf die Hütte hat. Man sollte für die Kosten der Ex- 
I%hjng 

aufkommen, auoh wenn diese etwas mehr betragen sollten 41 

300 bis 400 Fr. 

'oP9lt. Joh kann mir nicht erklä. ren, dass das soviel kosten soll. \ 
")aß Balzner H üttohen k *Kx bezw. dessen Hebung kostete Fr 800'. -. obwohl 
es viel ki)liner ist, als diä Hütte in Sohaan. Das Fundament muss, ver- 

5Ohoben werden. Es braucht ein richtiges k4. tndament. 

Es ist mir merkwürdig, dass das Hüttchen in Bat zgrs Eigentiam de$ 

Dundesfinanzamtes sein soll, und unser Land daran Fr 800.4 an \; ee- 

bungskosten zahlte-Das Bundesfinanzamt soll das iýüttohen 'h'ergeb0, n. 

Das Uüugohen in Sohasn kann man bei Seuchenfällen gut beyaü. tzen. 

Beim Huschen in 3alzers sollte man sohauen, dasselbe in Besitz 

zu bekonmen, entweder auf das Land oder die Gemeinde Dal, zers, oder 

ý 
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sonst soll man sohauen, daas man die Auslagen hereinbringt. 

Wir haben in der Finanzkommission schon darüber geeproohe; n. 'rir sind 

erst dort auf diesen Umstand gestoesen. Wir waren alle ehr über- 

xaecbt. Wir haben unserem Techniker den Auftrag gegeben;, die Sache ge- 

nau abzukl. ren und im Falle als sich günstige Momente für uns er-- 

geben, von Oesterreich Rückersatz zu fordern. 
h" 'wie haben in Sohaan das Iiüttohen gerauft. Naohde, -- die Strasse südlich 

ýQr1ßgý wird, könnte die Verschiebung bezri. Frhöhung das Land über- 

"" U On möchte berurworten, aase man aas tiaaacnen errs . i.. L uiu uU V Cnuxam. ra 

tioniort, naohd©m das alte Ildaachen abgebrochen lat und weithin 

dein Unterkunftsort ist. 

nt? 1 .- . "., -- -" -- -_ , _ý ,- . _. ý .... s,.,,. r: ý.. 4. r.. - 

eher'Des 
H£1usah©r soll in Tigentun der Gemeinde Scham b1eiben, d*a 

bezEat'l lt 
; wwerden. Naohher wollen wir schon Eigentümer sein, o1 wohl 

Wir s uoh bereit sind, das H usohon dem Lande zu schenken. 

'2 2s handelt sich nur um die Versetzung, diese Vereetzungskc'ten sollen 

Land gibt für die Verschiebung eine Subvention. 

'JOh gerne einen Antrag gehabt, ob man nagen soll: l, as Land übernirmnt 

die rosten der Versetzung oder ob man einen genaue bestimmten 1, e- 

trai; nennen soll. 
wý, : 

den Antrag stellen, dass man sagt, das, Land übeitnimmt die Kosten 
der Versetzüng. Die Arbeit wird unter Führung des 4ýuh ommiss rs ge- 
mgoht Der Techniker kommt auch oft schauen. 

8 hierUiber abzustimmen. 

; ̀enn das Land die Kosten ifbernehmen. soll, wurde es viýell loht am 

i, 

ne. JGl1 wü. rdo dem Besohlusse der Finanzkommis; ýion zustliýen. Joh besºntra- 

Uesten sein wenn die Sache ausgeschrieben rlý, 
'rd. I: 

-a; wurde pl 5tzl1oh verlangt, dass das genaaht Wird, d ia! : otokarbeiten 
ý'ýhý. 

__.. ýý_. _ .ý''ý. -ý--\'-i 
ý- i 

Ii 

GA 
}tq ý T'inFana3ý, rýmission hat 300 bis 400 Fr im Aýxý; a ý; ©hýbýt, wýb 

bý, iqr 

F3ind schon gemacht. Es liese sich nicht mehr vIersokaie en. 

rl, 

Wenn di Arbeiten teilweise schon gemacht '4iin8, ktýztin ýn ec;? on die 
'AntrUg Zuerst 1autQte. ` 

ý'. osten tieute ausr©ohnen. 

A 
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'Als das Gesuch von uns eingegeben wurde, wussten wir noch ni oht, 

dass das se hoch komme, orst re -das dann als Techniker Vogt das 

P'rOfil der Rampen aufnahm. Dann müsste man höher betonieren. 
°hen-''iie 

Wäre dasn, wenn die Arbeiten schon so weit fort%gesolritten. 

sind dass man in 2-3 Tagen die ganzen Kosten kennt, ktinnte man 

di, e Subventionierung nicht in einer anderen Sitzuni; behandeln. 

Jah glaube auch. 
t: E: Ln Jnteresse hat das Land schliesslich auch daran. Joh würde be_. 

antragen, wer dafür iat, dass die 
. o: 7ten, wenn nie auch mehr als 

Fra 400. - betragen so llten, vom Lande übernommen v4erden, soll dies 

Lurch hfnderheben kundgeben. 

Ergebnis: alle dafür bis auf 1 Stimme. 

u" 
.)6 

da Taýýesýrdnuný Gesahiftsberioht für die Jahre 1927 

und 1928 der Spar- und Leihkasse fair das FUr 
. atentum Liechten- 

/Stein; 

E3 erfolgt zuerst die Verlesung des Geschäftsberiohtes-. dtLeiä 

ffir das Jahr 1927 durch Reg. Chef 37r. Hoopund dann des Gesoh ftsbe- 

xiehtes für das Jahr 3.928 durch den Schriftführer. 
% tin.. .-ý- id e1t: l3. cst den Lerieht der Treuhandgesellschaft vor. 

Nachdem Reg. Chef Dr. IIoop schon während der Vorlesung des Jahres-- 

b'prichtes pro 1927 eingehend referierte fügt er im 'esonderen 

noch bei: 

"Diese 2 Jahresberichte sind sehr lehrreich. Viehn wir zurilokgehen 

auf den Geschäftsbericht pro 1927 und ihn vergleichen mit dem 

vom Jahre 1923 so fällt uns vor allem auf , dass der Reingewinn, 

den die Sparkassa gemacht hat, weit über den letztjährigen hinaus- 

geht. Der Reingewinn für das Jahr 1928 betrltgt 92000 Pr rund, der 

fUr 1927 Fr 56000. - Man könnte versucht nein, zu fra en, warum die 

SPax'kassa gerade in diesem katastro»halen Jahre einen solchen 

Reingewinn herausarbeiten konnte. Da ist zu erwidern, daso dass 

vor allem in einer vernünftigen und `bankmässigen Zinspolitik we-.. in 

e-
ar

ch
iv.

li



32. 

,g 

man das so nennen will, liegt. Wir müssen etwas weiter zurückgaben, 

z"L. ins Jahr 1926, wo wir feststellen mllssen, daes bei einer Bank 

Z. B. ein Kredit von Fr 400,000 eröffnet war, der zu 7 1/2 f bis 

9 1/2 
gverzinst 

war. Auegegeben wurden die Gelder zu 6 1/4 und 

6 1/2 o. Da sehen wir aofort, dase die Sparkassa mit Verlust ge- 

arbeitet hat, weil sie Gelder zu einem viel höheren Zinsfusse 

ausgagoben hat, als sie einnahm. 

PS erfolgt sodann eine äufzLthlung weiterer in ! hblicher '; feiss 

ae-'genommener und ausgeliehener Gelder seitens der Sparkassa 

dureh Reg. Chef, woraue sich die Summe der grossen Verluste hieraus 

Von selbst ergibt. 
Der n, rue Verwaltungsrat batte grosse r ilhe, diese teueren Gelder 

abzti4; ossen. 7ý ist ihm dies aber bis heute soweit f elungen, dase 

freute über b 3/4 gbvon keiner Bank mehr Geld ausgeborgt ist. Es wirkt 

exoh das auch in. der Bilanz aus. Ende 1927 war bei den Zanken ein 

Stand von Pr 1,763,000 . Da hat man natürlich immer darauf : eezhlt 

1d© 1928 waren dann die Schulden bei den Banken noch P`r 1,046,000 

also im Jahre 1928 allerdings in der zweiten Hälfte sind etwa 

700,000 an Banken zur, ckgezahlt worden. Gerade die teueren Kredite 

ainci zuerst abgestossen worden sodass dann erst wieder ein 

herauesohaute. Dns ist hauptsä. ohlich der Reingewinn.. 

Sind etKE Millionen im Lande angelegt, bei der Sparkaaaa aufge- 

nommc n, andere sind auswärts aufgenommen worden. Die Gesamtt, -er-- 

Üohuldung, vaenn ran die Hypothekardarlehen und DUrgoohaftsdarlehen 

und Genosaensohaftsadarlehen zusa<imennicamt beträgt heute 16,700,00 

Pr Das trifft auf jeden Kopf der Bevölkerung 1700 Pr und wenn 

ýnan die laufenden Sohulden, dio hier nioht regietriea"t s ind, hier 

dazu saiMt, kommen wir auf eine Summe von Pr 1800. - )? ro Kopf. Jab 

Möchte gerade hervorhoben, daas es eine andauernd sto . gende Linie 

A-w 

-- Ein Kapit8i daa iob mir nicht versagen kann, hi er einmal öffent- 

1101i zu erltttern, daa sind die Hypotheken, die bei der Spar�,. ase t 

'etehen. Jm Jahre 1923 sind sie noch Pr 2,377000 gewesern, dann 

sind biss,, h , 4te auf 12 1/2 Millionen Franken anßewt. ohsen.. Iletate 

, lst, die Versehuldung, se t Einführung der P'rankenivi hrunig. 
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Darunter 
sind die Staatssohulden inbegriffen-Die Privatschulden be- 

tra13e21 11 Die 12 Millionen Franken. Es ist noch ein anderes Bild zu 

enýrollen, dAF. ' ist die Steigerung der Schuldbetreibungen. 

Zahlbefehle 

Zahl der J? ahrnisversteigerungen 
Zahl der Liegenschaftsverstei- 

¬$ ungen 

Zahl der bewilligten Zwangsvoll 
stt'eckungen 

Joh 
Be sgdas deswegen, dass je 

1923 1924 1925 1926 1927 1928 

603 748 838 1305 1421 1525 

119 174 300 515 709 468 
ýýOd 

keine 2 2 15 34 51 

391 746 769 1039 1349 1712 

Ve echuldung auch den Leuten vor Augen zu heilten und immer wieder zu 
bedenken, 

dass nicht nur in der Staatswirtschaf t, Bond ern vor allem auch 
in der Privatwirtschaft in Liechtenstein äusserste Sparsamkeit not- 

ist. Joh darf wohl auch bemerken, dass es heute fast ein Problem 

die Sparkassa ist, wie z. B. die riickständigen Zinsen der vergangenen 
Jse 

eingezogen werden können. Jch vermute fast, dass der Landtag sich 

týIt d1. esem Problem wird beschäftigen mässen, denn wenn diese jene Mit- 

tel 
anwenden mUsste, wie sie die Sparkassa 

r 1928 mit Erfolg angewendet hat, mUsste es katastrophal werden. Di. roh 
d$8 lange Zuwarten Thönys war den Leuten nicht gei&olfen., enn man das 

ereteý Jahr nicht verzinst und die Zinsen des zweiten Jahres noch 
dazu kommen, wird es immer schwieriger. 

h'Joh 
begriese es, dass Regierungschef einwel öffentlich im Lar. dtage 

eirkltirtwo wir eigentlich stehen. Es ist wirklichein betrtibliches, him- 

r4eltxauriges Bild. 
Us ist eine traurige Wirtsohaft, wenn man hört, dass Gelder so teuer 

t'tifßenommen und dann zu 61/2 % ausgegeben hst. Da kann man nicht 

, dass das bankfaohmännisoh geführt worden ist. Jch weiss hicht, ob 
, 
LCh recht gehört habe. R" 

za wurden Gelder zu 3 1/2%aufgenonmen. 
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34 . 
p"'Ds muss ich um auf heute Vozhmitta, gw zurtickzukommen, sagen, dass 

diese Leute, vwas die Taggeldci ' anbetrifft, ftir ihre Taten hoc', genug 
942shlt ýworden. 

er; Es Stehen einem die Haare, zu Berre, wenn man härt, daes G elder so 
teuer 

entlehnt wurden, zu 2' 1/2 % und zu 6 1/2 % 2usgelieben wurden. 

, Ich stelle mir das so vgr, dass es da nicht mehr möglich gewesen ist, 

., o 1 anders Geld zu b<ýkomm®n. 

hat man halt kein Kredit mehr gehabt. 

,- 
fD: 3813 Wird auf etwas anderes zurückzuführen pein. Weil die Sohwindeleien 

10`Iý-; 
sünngen sind, die auch die Geld$nspr 

. che grösser geworden. P an hat 

1 2a 3, hr i Pr 200,000 und mehr gebraucht. 
Dle ýlnoi ýht, dsss man damals Geld nicht zu anderem Zinsfuss erhielt., 
ist vollkouQen faZsoh. Unsere Sparkassa ist heute in der Lage, Geld 
zlz ýý 5 3/4.. zu bekorýten. Abg. Hoop 

ýen 
Nagel &ýýf den Kopf ý, *etroffQn/ý... 

hatGeld um jeden Preie gebraucht. 114 
°x: Unseze Sparkassa hat sohleoht gewirtschaftet mu einer Zeit, wo ;:; pan 
inat sposaunte, ýa at haben Geld genug. . Mioh würde interessieren, waa 

112 den '; Ieohselangelegenheit heute schon gezahlt wurde und wie es mit 
den faulen Krediten steht. 
Da kann ich nur erw ihnen, dase die Sparkassakomrnission, die ft die Sache 
tirb-tiok 

hat, erklärt, dass die reohselverbindliohkei uen und die 
fe'ulen Kredite mindestens 2 Millionen Pranken betragern, die faulen 
&redite allein machen mehrere hunderttausend Pranken aus. Jn diesen 
Zugei Millionen sind nur jene Ziffern inbegrý ffen, die als wirklich un- 
elrbringlioh zu betrachten sind. Die zwei Millionen müssen wir der 
5pa271: 

ssea hingeben ohne Gegenwert dafür zu erhalteri. Ee ist keine 
ý: t'Idul: tive klnluge. Diese zwei Millionen Pranken machen jährlich 
'r 90, ooo Zinsen aus. 

h.., 
soll es mir nicht übel nehmen, wenn ich heute eine Bemerkung ma- 

býe"Man bekämpft die heutige Sparkassa, man bekkä, mpft den Verwtzltunga- 
r , Man bekämpft die heutige 8eg*enung, man bekämpft alie3, v1se sich 
Meute 

zur Aufgabe geatellt hatgein wenig Ordnung in die Spmrkae8a 

11 bringen. Nach meiner Anrioht ist dieae Karap: feaweiee ur. averan. t- 
\Nbr tli oh. Wenn an dieses himmeltraurige Bild betraohten, ao ^e ein 
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Zusammenwirken von jedem vernünftig denkenden l ndesbUger Mohst 

`r)Otwendig. Das ist alles eigentlich herbeigeführt durch eine Mise- 

"O irtschaft, gelinde gesargt, duroh eine himmeltraurige. +jenn man die 

Darlehen betrachtet. die letztes Jahr behoben worden sind bei 

den unken zu 7 1/2 % und 9 kund aus ausgegeben zu 6 1/2 % bloss 

und dann noch an Leute, ºo man zuvor weiss, dass man kein Knopf mehr 
und an solche bekkdmmt, an landsfremde Leute jdie das Geld verprassen und verlottern 

Und Leute, die solche Misswirtaohaft betrieben haben, trauen sich 

ncoh, uns zu bekämpf en. Hier im Landtag muss einmal energisch Prote9t 

exhoben worden gegen solches Gebahren. Jch würde eine solche Be- 

8` Ylývý; ng geredet, derweil gingen. wir dem Untergang entgegen. 

ea, früher geschehen ist) Wir haben immer von wirtachaftliohem Auf- 

achlussfassung nicht auf das Gewissen nehmen. Jeder müsste sich teil- 

haftig c aohen solcher Verbreohen, die begangen worden sind, wenn er 

solofies sohUtzt. Joh glaube es ist höchste Pflicht der Abgeordneten 

h 
., e ' einmal Ordnung zu machen und anders Ordnung zu machen( als 

" ist himmeltraurig, dass man ein ganzes Jahr mit der . uszanlung aer ý- --- ýý -.,.. . 

Hilfsgelder warten musste. Üir stehen in einer Lage, die furchtbar ist. 

Sclhieht, deckt. Er macht sich zum Mitschuldigen. 

ich begreife niemand, der ein solches Treiben, wie es gegenwärtig g 

: Zaren eigentlich nur von Erträgnis nicht von Reingewinn geredet we 
den. 

Pbb. möchte bittend us der Landtag die JahresreohnungOn':, pro 1927 

Ulld 1,928 genehmigt und dem Antrage der Regierung auf V3rteilýing des 

I 
`S kommt somit zur Abstimmung der Antrug: Der Landtag 

ý, 
ý1. 

1n ý; 
en ehmäýgCýý 

ne padý; 

3667 d', 
' auf 

7 

;1ý 

a'3 Jahresrechnung pro 1927 und besohlieost, vom Reingewi 

r' 58366"1.70 Pr 55000 dem Reservefond zuzuweisen und Pr 

Ergebnis der Abstimmung: Alle Abgeordneten einetimmi . 

E$ kommt zur Abstimmung der zweite Antrag: "Der Zandttaj lýi geneibmigt 

nb1.2e Rnrtlivn, ncr iýnrý»i rianan _ 

' il 
ale Jahresrechnung pro 1928 und beschliesst vom Jahresergebnisse 

und per Fr 93,820.76 den Betrag von Fr 25000. - den Resorvefoný l 
I' 

i' ý 

q 

1`, 
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pr 65,000 dem Staate zuzuweisen und die restlichen Pr 3820.76 auf neue 

Reohnun 
vorzutragen. 

Ergebnis der Abstimmung: 

einstimmig fUr den Antrag. 
her 1)2ý"Iioop 

erklUrt, dass eine Kontrolle der Bilan durohgefuhrt Wurde 

vom Kontrolleur der Schweizerischen Vollcobafik Eberli, naohdem die 

USts0hweizerisohe Treuhandgesellschaft nicht moI r betraut worden ist. 

'- -'ý ' der T esordnung: Auslegung der Verfassung sbestirrmungen beziig- 

"Oh der Rechtswirk 'ung der Auflösung des Landtages gegen"ber der 

3e$0hwerdeinstanz 
und über weitere damit zusammenhängende Verfassunge-- 

ßra¬; en. 
C! T " T+- 

'x'13 sind in jüngster Zeit mehrere Beschwerden bei der Regierung gegen 
verfUgungen derselben eingereicht worden , in welchen die Gesetz- 

ceissigkeit der Regierung angefochten wurde. ES wurde behauptet, l egie-- 

rutlgerat Gassner sei Mitglied der Verwaltungsbesohwerdoinstanz und 
kontre 

nicht Mitglied der Regierung sein. Ee wird jedermann begreifen, 

dsss din solcher Zustand auf die Dauer vollständig unhaltbar i tt. Ee 

1.62t im Lande selber hin und her darüber geredet worden. Dieknsiehten 

2tehen sich diametral gegentibor. Die Regierung hat sich gesagt, sie 

Wolle, um diese Zweifel zu beheben, einen ausländischen Gelehrten zu 
dieyem Zwecke heranzuziehen, dae war der Staatsreohtslelhrar D". Kulieoh 

in Jnnsbruok. Das Gutachten dieses : taaterechtslohrers ist allen Ab- 

$eprdneten zugegangen, sie werden es auch gelesen haben. Joh kann mich 
darauf besohränken, nun mündlich die Arg: ontation Dr. Kuliaoha zu reie- 
derholen, ( was dodann geschieht). Joh möchte dazu bemerken, und gegen- 
Uber 

andere lautenden Behauptungen klar und deutlich feststellen, 

Bass Dr. Yulisoh die gesamte Material zur Verfügung go3*nnden ist, er 

h't auch die Zeitungen gehabt, die sich mit der Gaclie befaesten, sämt- 
Ziche Gesotze, die irgendwie in Betracht kommen konnte, n. i a iat der 

t RE4nz 
- .--a... _ - . _1 . _1 , ..,. s- J... a -.. «a..., ar.., O. a4 ... -- wz uils LULU iiveGlr3. s-J. [: ß. 4i Uü. VULV ýt i ýycaiaCAUiý u VVVtLLtJltJ3U4A4c7 u4 U 

33eSchwerde Professor Kulisch vorgelegen habe. 

ýýý:. 
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Die Regierung kann eine Beschwerde in Anlehnung an die Bestimmungen 

des L. V. P. Gesetaasals Vorstellung behandeln und wenn sie als Vor-- 

Stellung behandelt . iird, auoh Rechtskonsulenten befragem, zu Rate 

Ziehen wein sie das für gut findet. Man hat gesagt von Gutachten 

auf Steatekosten. Wenn andauernd über die Sohrunken berechtigter und 

arlge'; raohter sachlicher Kritik hinausgegangen wird, würde ich 

in Zukunft die Rücksicht auf andere fallen laßSen. Joh könnte 

deta Landtage vielleicht manches über Reohtsgutaohten und beziigliehs 

: nston und anderes mehr erzählen-.. s Wurde auch bemängelt, dess wir 

einen Ausländer befragt haben. ; das hätte die ÖLPfentliehe Meinung 

gesagt, wenn das Gutachten von Dr. Aeok, Dr. Uarxer od©rDr. Ritter ge- 

macht worden wäre. EYir hätten uns unbedingt lächerlich gemacht. 

r122 Uebrigen kennt man ja ihre Meinung. Man hat auch gesagt. , das Gut- 

sch-1-on sei aus Gefälligkeit gemacht worden. Professor Kuliech sei 

der Lehrer von Dr. MMarxer geweeen. Daa ist schon bald eine Deleidigug 

D. rulisohs eines Mannes von grosser internationaler Bedeutung, 

aase er einem ehemaligen Sehuler zuliebe , Gesetz und Recht ver- 

drehen würde. Jm übrigen steht das Gutachten Dr. Kulisohs nicht 

vereinzelt da. Es ist mit Juristen geredet worden, ui., d sie haben sib 

Vollständig auf den Standpunkt des Rechtsgutachtens von Dr.. u' isch 

gestelltJoh habepersönlioh Gelegenheit gehabt, mit hoehbedeu : enden 

in höchsten Stellen stehenden Juristen zu reden, sie haben genagt, 

sie unterstreichen Wort für Wort das Gutachten von Dr. Kuli. scx:. 

Aber ich wthll vielleicht auf die einzelnen Bestimmungen eingehen 

und sie in pöglichst populärer Form aufzustellen such. en. - 

Ee erfolgt sonach eine eingehende Erläuterung des Gutaohtons von 

Dr. Kuliech u. s. w. 
'0 Pelt: will sich jemand aussern zum Gutachten. 

Meine Auffassung ist eohon., ioh wenigstens habe gemeint, aia wir ge- 

WL hlt worden sind ie Jahre 1928, wir seien gevrLlhlt worden auf 1 1/1 

Jahre.. Joh bin schon der Auffaesung, man sollte die Verfassrang so 

auGlegen. Joh bin ja natürlich kein Jurist. Wie es ein Leie vieret- 

stý: ht da ganz klar im Artikel 112. Joh mMnh+e aber rieht das Gut- 
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achtem Dr. hrultoohe angreifen. Joh mbohte aber von anderen Herren 

Abge; rdneten: 'hörei). was sie meinen. 
nee: J°h. 'ltöcrte', äa als Laie meinen Standpunkt bekanntgeben. Jn der Finanz- 

koý"mission haben' wir keine Stellung bezogen. Jm letzten Jahre haben 

die Anschauung gehabt, die 3eschwerdeinstanz sei nicht wählbar, 
l 

,! äarU thLben wir : nicht geW ihlt. Dass diese Sache zu Koriplikationen 

38. 

Ühren r ueete, iit ganz klar. Wir haben einen Streit um eine Ge- 

$° zeýausle, zng, Wenn wir einig wären, könnten Regierungund Landtag 

Zi1-9ütm6n den Stt, eitfa' 1 aus der 'i7elt schaff en. 7' 11 wir das nicht eir4 

axkenne ich einfach den rteategeriohtshof als einzig 1compotente 

` hÖrtle in der 9ache. an. Dleser soll entsorieiden. J! r anderen 'alle 

Werden wir lange hin und her xeden und nichts Positives erreoiehn. 

+ý geordnet der 8olksparte1 haben das Gutachten von Professor 

4'zIiaoh geprüft und sind zu folgender Auffaeeung gekormen, dis loh 

$oýoxý varl©serf wýrde: 

"8 wird ba aupt©t, der im letzten Sommer gewählte Landtag sei 

Eluf vy. car Ja. re g'ewWilt und zwvx d©sha1b, weil der f ritho7r4 Landtag 

VOM Landesfürsten aufgelöst viorden sei und nicht vom Volke. 

wie liegt die 5aohe nun eigentlich? 

Die Zrerfass1, ng ssgt im Artikel 47: " Die Mandatsdauer zurr Land- 
t PO be*braigt v sr Jahre. " Der Artikel 48 gibt jedoch sowohl dem 

L4ndesfü4sten 
als auch dem Volke das Recht 

., unabhängig vone; Lr ander 
dpn Landffag auf$Ulösen. Das Auflösungsreoht des Landesfiirstan ist 
sý4arýs ý 

e)ýsohwer ' gegenüber dem des Yolkes, indem die Verfassung bestimmt, 
1j I 

dass det Fürst znk einemv solchen Schritte 
erhebliche Gründe habe 

mu ý. l 
a upu ; v®. ýrýzýmrar. ung aezi . uana-uugoa m1; ýGgo'Ge11.. T, werao21 mu8oenj 

on 6 : fie Stim, ýiýerieohtigten über die Auflösung .n einer 4betiirnmzrýg 

ýQnýll das Vüp. k ; einfaoh fiber begründetes eohriift3ioYips iVerlaatigen 
,, ýý 

entý; ýýý. 
_', .. ; '_.. 

_---,; ýý 

13, en 3'Üretýn, sei es durch das Volk, ausPgelý, at wird, Mm Sind nach 
Ver. '9ss, 4xng i nert sechs Wochen Neuwahlen an zuordnen, D, Le Ve °ýaseun 

denn cler Landtag vor Ablauf seiner Mandatadr, u'er, sei es 
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gelber 
spricht sich jedoch nirgends darüber aus, obein sole, -er neuge- 

'4lter Landtag nur für den uzest der angefangenen Legislaturperiode 
Gesetzgebungsperiode) 

oder aber auf 4 Jahre gewählt sei. Aus dem 
Verfassungsgesetz 

selbet können wir also über diese Frage keine Aus- 

nft erhalten. Daher m;; gsen wir uns umsehen, ob nicht ein anderes Ge- 
setz eine einschlagige Bestimmung enthält. Es gibt eine. Sie ist enthal- 
ten 

im Gesetz über die politischen Volksrechte Art. 4l, Abs. 5. Dort 

ei 22t es, werin die Volksabstimmung mit absolutem liehr für die Auf- 
la$ung 

des Landtages sich entscheidet, so erklärt die Regierung den 
Landtag 

für aufgelöst mnd olldnet sofort im Sinne der Verfassung Neuwahr 
1811 fur den Rest der Amtsdauer an. Daraus geht zweierlei mit aller 
Klarheit 

r. Lervorerstens dass bei einer Landtagsauflösung die darauf- 
t'Jlgenden 

Neuwahlen sich nur auf den Rest der angefangenen vierjähri- 
g'911 Legislaturperiode beziehen und zweitens, dass dies der Sinn der 
79rfassung 

sei. Nenn dies aber der Sinn der Verfassung ist, dass die Neu- 
'4len 

nach einer vorhergegangenen Auflösung des Landtages nur für dei 
Vst 

11n - --- - -- --A- -- 1, ---- i--- -1 -Z-- A-1+JZ... -. .... l 7.... 4- 

angeiangenen tim öaauer uerec; ruiet, ilrla, r3u t'±-Li, u. LtjS 5el. ueL- 

r2tändlich in allen Fä, llen, also nicht bloss, wen_n das Volk die Land- 

a'gsauflösung 
herbeigeführt hat, s; -ndern auch wenn der Fürst ihn auf- 

gelost 
hat. So will es das Gesetz und so sagt es das Gesetz und jede 

andere 
huffassung widersprich dem Gesetze. Es unterliegt also absolut 

ýeýnem 
Zweifel, dass der neue Landtag nur bis Ende 1929 gewählt ist. 

2. Die Verwaltungsbescherdeinstanz0Der Gutachter der Regierung 

nrlcht 
sich kurz und bündig und oime stichhaltige Begründung dahin 

üs, dass die im letzten Sommer im Zusammenhang mit der Neuwahl des 
Z'arjdtages 

gleichsfalls neubestellte Verwaltungsbeschwerdeinstanz 

ez'iassunge-und 
gesetzmässig bestellt sei, indem eben mit der äuflö- 

sung 
des alten Landtages auch die hrntsdauer der früheren Beschwerde- 

stanz vernichtet worden sei, 

Der Herr Professor kam zu diesem falschen Schlusse 
�weil ihm of fen- 

. 
bar 

nur die Veriassung, nicht aber die anderen Gesetze welche gerade 
aber diesen Punkt sehr wichtige Bestimmungen autstellen, vorgelegt wurdet, 
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Das ist umso auffälliger, als die Verfassung selber im Art, 98 aus- 

drücklich auf ein besonderes Gesetz hinweist, welches nähere . 
8estim- 

mengen über diesen Gerichtshof enthalten soll. Dieses Gesetz ist 

das Landesverwaltungspflegegesetz( abgekürzt L. V. G. iezeichnet) vom 

2i--April 1922 abgedruckt im Landesgeset zblatt isr. 24, Jahrg arig 1922. 

Die Verfassung sagt im Art. 97 dass die Amtsdauer der Verwal- 

tungsöeschwerdeinstanz 
mit der des Landtages zusammenfalle und im 

'Al'ts 47 heisst es, dass die iviandatsdauer des Landtages vier Jahre 

betrage. Die Verfassung weist also "im Art . 97 offenbar auf den Art. 47. 

sie spricht es also nicht direkt, s; ndern indirekt aus, dass die Amts- 

dauer der Beschwerdeinstanz vier Jahre betrage. Klar und unzwei- 

deutig ist das jedoch ausgesprochen im Art. 18 des schon erwähntes 

Verwaltlingspflegegsetzes. Dort heisst es wörtlich: Jeder wahlfähige 

B'ger, soferne nicht schon Mitglied der Regierung oder einer Ge- 

richtsbehörde ist, ist pflichtig, eine nach den näheren Bestimmungen 

der Verfassung auf ihn fallende dahl als Mitglied der Beschwerde- 

instanz für eine Amtsdauer von vier Jahren anzunehmen. " Das ist 

Selbstverständlich eine Bestimmung, wodurch der Art. 97 der Verfas- 

Sung erläutert wird, darüber könnte gar kein Zweifel aufkommen, 

Selbst wenn der ausdrückliche Hinweis auf die Verfassung nicht 

darin enthalten wäre. Nenn also nach dem Nortlaute der Verfassung 

noch eventuell ein Zweifel entstehen könnte über die Amtsdauer der 

Beschwerdeinstanz so ist dieser Zwiefel vollständig behoben durch 

den vorhin zitierten Art. 18 L. V. G. 

Auch andere Gesichtspunkte würden übrgens, selbst ohne den Art. 18 

Zwingend zu dem Schlusse führen, dass die Beschwerdeinstanz jeweils 

auf 4 Jahre gewählt wird, und dass ihre Amtsdauer unuerührt bleibt 

Von. einer oder mehreren Auflösungen des Landtages innerhalb einer 

Begislaturperi: ode. Wir weisen nur auf den Umstand hin, dass 

die Verwaltungsbeschwerdeinstanz ein Gerichtshof ist, ein Kollegial- 

gericht. Alle unsere Kollegialgerichte mit Ausnahme des Staatsgerichts- 

kofes werden auf vier Jahre gewählt bezw. bestellt, der Staatsg e- 
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riehtshof auf fünf Jahre. Es würde also gar kein vernünftiger 

Grund dafür bestehen, die Verwaltungsbeschwerdeinstanz auf weni- 

ger als vier Jahre zu bestellen, ja noch mehr, diesen Gerichtshof 

dem Nechsel der politischen `i'agesströmungen auszusetzem, indem man 

sein Schicksal mit dem-des Landtages verbindet. Die Folge w,. re, 

dass clie Beschwerdeinstant zehnmal neu bestellt werden müsste, 

wenn in einer Legislaturperiode zehnmal der Landtag aufgelöst 

würde, was ohne weiteres möglich ist. Das wäre für die Jnstitutim 

eines Gerichtes ein derart unwürdiger Zustand, dass man dem Ge- 

setzgeber vernünftigerweise nicht zumuten kann, er habe dies be- 

absichtigt. 

3. Art. 112 der Verfassung. Der Gutachter der Regierung scheint 

von der Richtigkeit seiner Auffassung bezüglich der Amtsdauer des 

gegenwärtigen Landtages und der gesetzmässigen Bestellung der 

Verwaltungsbeschwerdeinstanz selber nicht ganz überzeugt zu sein, 

denn er sucht am Schlusse seinen Gutachtens in sehr umfangreichen, 

aber wenig überzeugenden Ausführungen darzutan, dass die Regierung 

vielleicht richtiger die Bürgerpartei) im Art. 112 der Ver- 

fassung ein Mittel in der Hand habe, eine "richtige" Auslegung der 

Verfassung jederzeit herbeizuführen. Der Art. 112 sagt nämlich: 

� 
Nenn über die Auslegung einzelner Bestimmungen Zweifel entsteh- 

en und nicht durch Ueberei. nkunft zwischen der Regierung und dem 

Landtage beseitigt werden können, so hat hierüber der Staatsge- 

richtshof zu entscheiden. " Der Gutachter ist nämlich der 1,4einzng, 

dass es sich bei der erwähnten Uebereinkunft zwischen der Regie- 

rung und Landtag auf Seiten des Landtages um einen einfachen Mehr- 

heitsbeschluss handle. 

Da ist er aber im Jrrtum 1 Der Art. 112 der Verfassung kann nur 

verstanden werden im Hinblic'ý, -. e auf den vorhergehenden Art. 111, 

Jn Art , 111 ist von Erläuterungen der Verfassung die Rede und 

es wird dort bestimmt, dass solche Erläuterungen auf Seiten des 

Landtages Stimrneneinhelligi>eit seiner anwesenden Mitglieder oder 

Dreiviertelmajorität in zwei eut aufeinanderfolgenden Sitzungen 

g-?. 
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eriordern. Erläuterungen ist gleichbedeutend mit Erklarungen. Er- 

kli, runge. n sind notvier dig, weii etwas unklar oder eweilelhait ist. 

line zweifelhafte Verfassungsbestimmung Karil, durch üebereinkunit 

zwischen zýegierung uni. Landtag erklärt, erläutert weraen.. urch 

eine solche Erläuterung werdeni entstandeiio wei: Ce1 beseitigt. Aber 

die Uehereinkunft zwischen ýegierung und Landtag erfordert auf 

Seite des Landtages eben einen einstimmigen Beschluss oder aber 

in z, "1ei aufeinanderfolgenden Bitzangen eine Stimmenmehrheit von 

dreiviertel der anwesenden Landtagsmitglieder. 
-Das 

liest jeder aus 

der Verfassung heraus, der unvoreingenommen an sie herantritt. Eine 

'1usiegung des irt. 112 im Sinne des e ingeho :_ ten Gut ac rutens ist irrig. 

Und wenn ýiiegierung und Landtagsmehrheit nur so einfach eine 
(f 

Uebereinkunft treffen wolltei, diese Verfassungsbestimmung sei Soo n 

Jene so a szulegen, so wäre das der Todesstoss für die iiechtssicher- 
heit in Liechtenstein, ' Denn das Gutachten selber se"t, dass eine 

solche Auslegung nur so lange halte, bis eine andere tiiehrileit in 

den Landtag einziehe, die wieder emne andere ruslegung bringe. 

+V r richten folgende Jnterpal: l. ation an die £ýegierung. 

'Varum hat die Regierung bei Einholung des gegenständlichen dechtsgut- 

achtens den Staatsgerichtshof ignoriert, der doch von Gesetzeswegen 

zur Abgabe von Gutachten über . 
fragen des Staats- und Verwaltungsrech- 

tes berufen ist? 

Warum hat die 2egierung in ein schwebendes gerichtliches Verfahren 

eingegýriffen, indem sie eine bei ihr eingereichte Beschwerde nicht an 
die zuständige Stelle weiterleitete, sondern durch Iionate zurückhielt 

un$ anscheinend zur Begutachtung ins Ausland schickte0Die Jnterpel- 

unten 
erblicken darin einen Eingriff in dän Verfassungsgrundsatz 

der Unabhängigkeit der Gerichte. 

ývarurn hat die Regierung bei Behandlung der vorliegenden so wichtigen 
Frage 

nut wenige Tage Zeit gelassen zum ätudium, und warum ist nur 
d1eses Gutachten eingeholt worden, das bei seiner schwachen Begrün- 

dg 
absolut keine Grundlage für eine Beratung des Landtages sein 
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Re9"Chef: 
Auf die einzelnen Punkte der Jnterpellation habe ich vorweg 

geantwortet Jch nehme an, dass die Jnterpellation der RegierurJ 

zugestellt wird. Wir werden eine erschöpfende Auskunftiiber die 

gestellten Fragen geben. 
ºRzýah 

" Joh muss sagen, dass mich einerseits gefreut hat, dass der Vor- 

sitzende und Gassner das Gutachten von Culisoh nicht anzwei- 

feln mö ohten. Jm Uebrigen möchte ich sagen, dass dann das Volk 

ja jederzeit Gelegenheit hat, durch eine Jnitiative den Land- 

tag aufzulösen. Das kann im nächsten iyinter dann gesohbhen, ruhig. 

Weil ein Staatsgerichtshof genannt worden ist, wUrde mich eigent- 

lich. interessieren, Wer diesem Staatsgerichtshof angehört, wenn 

ich bitten dürfte. 

ý8"0ý�0l d.... .. �, - -- 'nr - -'- --"- ü. _. _- J. -- a........ 4 .. L, .... t ,. 1.4 -- 

ý tý 

Jon mocnie aem . lggeorane-ren j. ia an anurývi ýýU, cýtaýrý FULL LLIVLL., ge « 

sagt habe, dass ich das nicht antaste, ioh kann es lediglich nicht 

antasten, weil ich kein Jurist bin-Nach meiner Laienauffassung 

ist das nicht recht. Meine D4ienauffasoung ist die, daes diese 

Strittigkeit der Staatsgerichtshof entsaheidet. Art. 112 der 

Verfassung oagt, wenn Zweifel seien in Auslegung der Verfassung, 

so worden diese von Staatsgerichtshof entschieden. 
Is- 

L'Uchel-. Der Der Vorsitzende Ospelt hat ausgeftihrt, dass das seine Auffass-. r¬ 

L 
r' 

sei, dass die Verw altungebesohwerdeinstanz zu Recht bestehe. Das 

ist seine Auffassung. Joh habe eine andere Auffaseung. Jch 

schliesse mich voll und ganz der Auffassung Dr. Culisohe an. 

Joh möchte keine langen Ausfü. hrungen. Abg. Amann hat dann ein 

anderes Gutachten verlesen. Jch kann mir da nichts anderes vor- 

., T stellen, ale dass dieses Gutachten von einem anderen Juristen 

yf also nicht das Produkt Amanns ist. Dieses Gutachten ist irreftih- 

M1 F, y rend und verworren. Joh gebe auf dasselbe weiter nichts. Amann 

selbst sagt, das ztaohten Dr. hulisohs sei kurz und btndig. Jedes 

Wort ist belegt. Wir konnten uns nicht anders behelfen. Professor 

Eulisoh ist eine Autoritttt. Er hat an unseren Sachen wenig Jn- 

teresse, konnte also ganz objektiv urteilen und hat auoh so ge- 
scheinbare 

urteilt. Als das/hiindernis auftauchte, Gassner könne nicht Re- 

gierungsrat sein, habe ich mich mit mehreren Juristen in Vor- 

bindung gesetzt. 
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Jeder sagte ganz unabhängig von anderen, das gleiche, Was Professor 

r: ulisoh sagt. 
'A'ir müssen uns schliesslich an einem Gutachten halten-Streitigkeiten 

eng] einer Verfaeeungeauelegung können zwischen Reg . erung und Land- 
ý 

tag aregelt werden. 'w enn die Mehrheit nicht zur Regelung gelangt, ko t 

es einfach vor den Staatsreriohtshof. Die Beschwerde können wir 

110hon an einen Staatsgerichtshof leiten. 

$Po1't:?, leine Meinung ist halt auch noch die, wenn man bloss auf Gutachten 

abstellt, wird es nicht schwer sein, auch ein gegenteiliges Gutachten 

vorzuiegen. Darum passt mir die Geschichte nicht reo't. 
Zen° 

Ich bin c? er einzige unter den 1ýb oordneten, die im letzten Sommer 

3n r'Uen waren bei Seiner Durchlaucht. Joh kann Euch versichern, da ist 
eines 

alles wohl erwogen worden, unter Beizug %Uchtigsar Juristen, welchear un- 
sere Verhältnisse gut kennt. Fs waren auch eine ganze Reihe von P, rin- 

z@n anweuend. Dor Schritt ist gewiss sohvier vorgekommen. Es ist nichts 
anderes übrig geblieben. Naoh der Verfassung hat der Fürst das Recht, 
den Landtag aufzulösen Jetzt wü-rde ich m"einen, wirde man dem 1? Uroten 

noch das letzte Recht beschneiden, ßat er nur das Recht, uns Millionen 

zu geben. Joh finde es ünreolit, hier Opposition zu machen. Daa ist 

der Mille vom Fürsten gewesen und. ist der "Wille vom heure regierende 
waten. 

he dreht sich nicht daruzn, den Ftirsten in seinen Rechten zu beschnei-- 

d©n, sondern daraum ob die Mandatsdauer nur eine restliche iat, oder 

ob sie 4 Jahre betrage. Da sind wir nicht der gleichen Meinung. Das 
Raoht 

selber bestreiten wir nicht. 
M 

t:; ti s" 

8 steht in der Verrassung, vwenn tier .2 . rsc aen u, anaTag aurlöst, 
dauert 

es 4 Jahre. 'denn das Volk den Landtag aufldst, gilts nur für 

die restliche Mandatszeit. 

tlRv- 

. T.. .- -- ..., 
T.... 

-- ._. 

ýQr*-Joh 
war bei der Beratung über die Verfassung auch dab©i. Dsmuls war 

Grundprinzip: Gleiche Rechte für olle. ionn die Mandä*udauer beim 

'-. irrten 4 Jahre, beim Volke aber nicht 4 Jahre betragen soll, dann 

Wire Verschiedenes möglich durch eine Lundtagemehrheit.? s könnte da 

unangenehme Politik getrieben werden. '#üas dän Gutaorten anbetrifft, 

eo habe ich bereits in der Finanzkommission mich gettuaeert, ioh w &xo 

in der L . ge solche von prominenten Persönlichkeiten beizubringen, 
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die unsere Anschauung bezw. Auslegung vollständig deoken, so gut wie 

das andere jiit Gutachten werden wir nie einig. Joh finde als einzige 

Jnstanz den Staatsgerichtshof hier im Lande für kpmpetent in der Sa- 

ohe, nioht im Auslande soll entschieden werden. 
A27t112 sagt; Wenn über die Auslegung einzelner Bestimmungen der Vor- 

n f as sung Zw©if el, die nicht durch Uebereinkunf t ziws oben dsr Regierung 

und dem Landtage beseitigt werden können, ao hat hierüber der 

`'taa+sgerichtahof 
zu entscheiden. "Mir soheint, diese Fassung ist so 

klar, dass kein Mensch sie mipaverstehen kann. Erst wenn eine Eini- 

Unß nicht zustandekornnt, hat der Staatageriohtshof einzuschreiten. 
Jah möchte weiter bemorkon, daas Seine Durchlaucht der regierende 
Fürst das Gutachten kennen und sich habe-i beraten lassen von Juristen, 

d19 Von Ansehen sind. Daraufhin ging mir von der Kabinettskanzlei 

MFA Schreiben zu, demzufolge Seine Durchlaucht den Ausführun- 

gen Drof. Kulisch's voll zuzustimmen geruhten. 

q( 
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Reg. Chef: Dem Staatsgerichtshofe gehlren derzeit an: Präsident Dr. Emil 
Geck Gesandter, Dr. Guntli, Gustav Ospelt, Schlossermeister Vaduz, `elix 

BUchel Gamprin, Sobächle Eschen. 
elt: J°h höre eben, dass ich im Staatsgeriohtshof bin, wenn ich das gewusst 

'lätte, 1ätte ich nichts vom Staatsgerichtshof gesagt. 
l"hex'. 

Joh mÖct te die Regierung ersuchen, einen bezüglichen Antrag zu 
f0xnulieren, 

dass man zur Abstimmung kommt, die Zeit geht zu Ende. 
lde 1 hat gesagt. " Glei ohe Rechte dem Fürsten, gleiche dem Volke. Noch nie 

Ist der Pü. rst so in Anspruch genommen worden, wie in der letzten Zeit. 

Joh bin überzeugt, diese Sohweierigkeiten, die heute über diesen Punkt 

auftauch. ten, kmmmen aus dem gleichen Herd, wie die Schwierigkeiten 

aus dem Sparkassagesetze. 
lt: renn 

ran mich aussoheidet, eus dem Staatsgeriohtshof, ist es mir voll- 

kommen recht. Sogar wenn man mich aus dem Landtag hinaustut, lbin ich ein- 

'l°7'standen. 

t021muliert 
sodann den Antrag zur Abstimmung der lautet: 

Der Landtag nach Kenntnisnahme eines Rechtsgutachtens und nach 
494nzung 

der Diskussion entscheidet in Anwendung von Art. 112 der Ver- 

uný; 
1"1 A... L .ý_ __ ý . __ý ý_ý_eý ___.. _.. a..... 1. A., nn Aw. L,., 11.. 

ýý ý. 4t3 Abs. i der Verfassung wi. ra Qanzn auugv- u, uevw y- r «yyp 

der Auflösung des Landtages durch den Fürsten eine 4-jährige Mandats- 

dauer des aus den Neuwahlen hervorgegangenen Landtages beginnt, 
ý die Bestimmungen des Artikels 97 der Verfassung bezüglich der Amts- 

dauer der Veryaltungsbesohwerdeinstanz werden dahin ausgelegt, daas 

die Amtsdauer der Verwaltungsbeechwerdeinstanz nicht nur dahin 

fällt, wenn die normale 4jährige Amtadauer des Landtages abläuft, 

sondern auch wenn der Landtag während der normalen Mandatsperiode 

durch den Fürsten oder auf Grund Volksabstimmung aufgelöst wird. 

ent: ünschen die Herren dass man über den Antrag abstimmt: 

Ja. 

Ergebnis der Abstimmung: 

10 Stimmen d'afUr. . 
. ý: flsýeýt enthd. 7 der Stimner'ý 

`-- , ... ý_ 

e-
ar

ch
iv.

li



, ": ti' 
ý' 

pg" Gaasn©r: Bitte Gegenprobe zu machet.: 

Ergebnis der Abstimmung: 

4 gt 3ýaen dý. agrýgen, ý 

soýlte noch eire Neuwahl : Etir d'en auagetrotanen so? iý7©ý.. ari- 

2011en Nationalrat Dr. rxuntli vorgenommenem werden. Sind da 

Antr"lge auf Verschiebung da. 

yfürdA d4s noch vcýrechý. cýbcýn, steJýt nicht ý: uf den Traktanden. 
ýýýýý: 

nýd(tniýritlnnmeýý+ i., ýnv, + Arnce mnvi w! $vntis4inai rn$nbf4 uýflwß-nrnn}tim nri 

4 

++.. rrr, iiu. iwºtýCJ. L vQ uViA uýUfii7iC, 7 W(? LL sa. +. ue'j`sw+va+ aaa. wav . rc7,, vvaýjw«.,. ..... 

dýn . )ta, titgger. i4htshnf., +enn der Landtag nicht in kurzer Zeit 

QuSaýºýer. rkaýt, miass eine Wahl hellte varýenarrmen werden. 
ýlllLl". t . 

Seid ihr daf'är, dass das pooh gemacht wird. 

2rgebnis 1,9 sind dagegen. 

WQtcn andere Abgeordnete dagegen sind, vwerden wir die Wahl nicht 

erzwingen, werden diese i7ahl hinausschieben. 

_- Nachdem ich Jnitinnt in der Seht oh y, ra e bin, mcitchta ich 

t^io oh erklären, dass man anscheinend die Volksabstimmung hinaus- 

Obhtebt, danit die Arbeiter und Alpknechte in der Aust'bung der 

Abstimmung verhindert werden. 

1 ix haben uns eben üborlegt, wio wir die Ab timwung in dar 

ndoheten Zeit halten sollen. Vrir haben ja noch die 4lbstimrmung 

ttber dad Alkoholgesetr. Diese Sache ist seit 1 1/2 Jahren auf 

: dem 'ýýege. ýYir haben es am Platze gehalten, diese zuerst zu hal- 

ten. ' icq heben darüber sc3-hon goredet und die technischen Mtig 

lichkQiten erwogen ob beide Abstimmungen miteinander verbunden 

Werden ! soll. Vjenn es möglich ist, aollen sie verbunden werden, 

sonst haben wir die Absicht gehabt, am ersten freien Tage. 
ýý: Jch btn der seinung, rrzen sollte beide nebeneinander hinben, eonst 

eurer am ersten freien Tage noohher. 

I lo toohnieohen Bedenken werden geprüft. 

Soerk 
. Ufre ich die heutige Sitzung für gecohloeeen. 

Sohluee 3/4 7 Uhr. 

Gefertiget: 

/ 
!' 

Ai 
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